
Berliner Ärzteblatt

A 68047 D

09 2005 September 118. Jahrgang(Rotes Blatt)

Praxis/Recht

Arzneimittelregress:
Bundessozialgericht
hilft Ärzten

Die neue Berufsordnung:
Eine größere Revolution

Praxis/Wirtschaft

Medizinische Versorgungs-
zentren und neue Berufs-
ordnung

Fortbildung

Zertifi ziertes Curriculum 
Geriatrie

4 Seiten Fortbildungskalender

Medizin

Typ-2-Diabetes:
Die regelmäßige Blutzucker-
messung ist unabdingbar

Lebensart

Art Forum Berlin: 

Gewinnen Sie 5x2 Tageskarten

Bundestagswahl 2005:

Gesundheit...
...ist nur ein Wort

Unabhängige Zeitschrift für Fortbildung, Gesundheits- und Berufspolitik

Mit dem größten Fortbildungskalender
für Berlin/Brandenburg

_BAE0509.indd   1_BAE0509.indd   1 02.09.2005   16:12:07 Uhr02.09.2005   16:12:07 Uhr



_BAE0509.indd   2_BAE0509.indd   2 02.09.2005   16:12:12 Uhr02.09.2005   16:12:12 Uhr



3

In
h

alt

Editorial

Wahlzeit. Zeit der Versprechungen. Zeit der halben 
Wahrheiten. Zeit der Floskeln und Sprachverdrehun-
gen. Wieder einmal machen uns die Politiker vor, was 
wir eigentlich gar nicht mehr sehen und hören mö-
gen. Klar ist, die Rechnung wird nach dem Wahltag 
präsentiert und dann werden wir die Zeche zahlen.

Was das Gesundheitswesen betrifft, so läuft alles 
auf einen Wettbewerb der Systeme - Gesundheits-
prämie oder Bürgerversicherung - hinaus. Doch kei-
nes dieser beiden Modelle ist geeignet, die Zukunft 
zu sichern. Schon vor einigen Monaten haben Exper-
ten errechnet, dass die sogenannte Nachhaltigkeits-
lücke beider Modelle jeweils über 400 % des Brutto-
inlandsproduktes beträgt.  Die Nachhaltigkeitslücke 
gibt an, wie groß die Rücklagenbildung hätte sein 
müssen, damit das heutige Leistungsniveau im Ge-
sundheitswesen für die Zukunft fi nanzierbar bleibt.

Was Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen, Forschungszen-
trum Generationenverträge der Universität Freiburg 
und Max Höfer, Leiter des Deutschen Instituts für Ge-
sundheitsökonomie errechnet haben, hat nichts von 
seiner Aktualität verloren, zeigt es doch auf, dass das 
Gesundheitswesen in dieser Form nicht zu fi nanzie-
ren ist. Die beiden Wissenschaftler fi nden nur einen 
Weg, um Ordnung in die zerrütteten Finanzen zu 
bringen: Nicht die Einnahmeseite der GKV müsse re-
formiert werden, sondern die Ausgabeseite. Deshalb  
plädieren sie für „unpopuläre Maßnahmen“ und for-
dern eine radikale Beschneidung des Leistungskata-
logs der Krankenkassen.
Christian Sachse

Berliner Ärzteblatt  (Rotes Blatt)
Impressum:
Herausgeber: Christian Sachse
Verlag: Berliner Ärzte-Verlag GmbH
Tietzenweg 85/87, 12203 Berlin
Tel.030/8336066, Fax: 030/84309677
Geschäftsführer: Christian Sachse

Redaktion:
Chefredakteur: Christian Sachse (v.i.S.d.P.), 
Raimund August (Berufspolitik)
Chefredakteur Medizin: Hilmar Bierl (verantw.),
Tel. 030/5098989
Herstellung: Johannes Mühleisen
Anzeigen: Torsten Sievers (verantw.)
Wordart GmbH, Schützenstr. 1A, 86911 Dießen
Tel. 08807/928912, Fax 08807/928929
Es gilt Anzeigenpreisliste Febr. 2005
Bitte beachten Sie auch S. 18

 Namen & Nachrichten

Namen & Nachrichten ...............................................4

 Politik

Wahlprogramme der Parteien:
Gesundheit ist nur ein Wort .....................................8

 Recht

Arzneimittelregress: 
Bundessozialgericht hilft Ärzten ............................12

Die neue Berufsordnung:
Eine größere Revolution .........................................14

Meldepfl icht bei Kündigung:
Arbeitgeber haftet nicht bei fehlendem Hinweis ...15

 Wirtschaft

MVZ und neue Berufsordnung:
Was ist möglich? Was ist nötig? .............................17

 Fortbildung

Neue Fortbildung:
Zertifi ziertes Curriculum Geriatrie .........................19

Fortbildungskalender .............................................20

 Medizin

Chronisch entzündliche Darmerkrankungen:
Individuelles Krankheitsmanagement verbessern ..24

Typ-2-Diabetes: Die regelmäßige
Blutzuckermessung ist unabdingbar ......................25

Das 3-Fragen-Interview:
PVC-Weichmacher im Medizinbetrieb ...................26

Hirntumore:
Paradigmenwechsel ante portas ............................27

Das 3-Fragen-Interview:
Antiemetische Prophylaxe bei Chemotherapie .....28

Chronische Schmerzen:
Patienten aufklären - die Therapie verbessern .....29

Alltagsschmerz:
Die richtigen Mittel zur richtigen Zeit ...................30

 Stellenmarkt/Kleinanzeigen

Stellenmarkt/Kleinanzeigen ...................................30

 Lebensart

Art Forum Berlin:
Ein Fest für die Kunst - Gewinnen Sie 5x2 Karten ..34

Berliner Ärzteblatt (Rotes Blatt) 9/2005/118/183

_BAE0509.indd   3_BAE0509.indd   3 02.09.2005   16:12:15 Uhr02.09.2005   16:12:15 Uhr



4

Arztsuche im Internet
Auch die Kassenärztliche Ver-

einigung (KV) Berlin ermöglicht 
nun mehr Transparenz bei der 
Praxiswahl: Unter www.kvberlin.
de können sich Patienten über die 
Qualifi kation ambulant tätiger 
Ärzte und Psychologischer Psy-
chotherapeuten informieren. In 
der neu gestalteten Arzt- und Psy-
chotherapeutensuche fi nden sie 
jetzt alle Untersuchungs- und Be-
handlungsverfahren, die zusätz-
lichen Qualitätsanforderungen 
und -kontrollen durch die KV Ber-
lin unterliegen. Patienten können 
sich darüber informieren, welche 
Berliner Ärzte bzw. Psychothera-
peuten diese Leistungen zulas-
ten der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV) erbringen dürfen 
und welche besondere Qualifi ka-
tion sie nachweisen müssen.

Bereits über 80 Prozent der rund 
7.800 niedergelassenen und 400 
ermächtigten Ärzte und Psycho-
therapeuten haben der Veröf-
fentlichung ihrer qualitätsgesi-
cherten Leistungen im Internet 
zugestimmt.

Seit drei Jahren können sich Bür-
ger auf der Internetseite der KV 
Berlin über das ambulante medi-
zinische Versorgungsangebot in 
der Hauptstadt informieren. Ne-
ben den neuen Informationen zur 
Qualität können sie Praxisanga-

ben wie Adresse und Sprechzeiten 
sowie Informationen zu Speziali-
sierungen, Praxisschwerpunkten, 
zur technischen Ausstattung ei-
ner Praxis, deren Rollstuhlgerech-
tigkeit oder Sprachkenntnissen 
fi nden, wenn sie den Button auch 
fi nden.

Weitere Ärztestreiks in 
Universitätskliniken

Weiterhin keine Einigung im Ta-
rifstreit zwischen Klinikärztege-
werkschaft Marburger Bund (MB) 
und den Bundesländern. Wenige 
Wochen nach den massiven Pro-
testen der Ärzte in Universitäts-
kliniken hat der MB deshalb er-
neut zu Streiks aufgerufen. Am 
6. September 2005 soll mit einem 

zweiten bundesweiten Streik- 
und Protesttag in Stuttgart gegen 
die unzumutbaren Arbeitsbedin-
gungen in Universitätskliniken 
demonstriert werden. Der 1. Vor-
sitzende des MB, Dr. Frank Ulrich 
Montgomery, verlangte von der 
Arbeitgebervereinigung der Bun-
desländer TdL (Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder) und den aus 
der TdL ausgetretenen Bundes-
ländern einen Tarifvertrag, der 
die arztspezifi schen Interessen in 
Kliniken berücksichtigt.

Zum Streik wurden alle Ärzte 
der Universitätskliniken aufgeru-
fen, für die keine Friedenspfl icht 
gilt. Montgomery: „Die Erhöhung 
der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf bis zu 42 Stunden sowie die 
Streichung des Weihnachts- und 
Urlaubsgeldes durch die Landes-
regierungen sind eine Kampfan-
sage an alle Klinkärzte.“ Sie büß-
ten damit rund 15 bis 20 Prozent 
ihres ohnehin geringen Gehal-
tes ein. Das monatliche Grundge-
halt eines jungen Assistenzarztes 
bewege sich mit rund 3.000 Euro 
brutto auf „erbärmlichem“ Ni-
veau. Gefordert wird eine Anglei-
chung an in Europa übliche Ta-
rife, die zwei- bis dreimal höher 
lägen.

Arzneimittelausgaben 
sinken

Die Bundesvereinigung Deut-
scher Apothekenverbände 
(ABDA) stellt fest, dass sich die 
Ausgabensteigerung bei Arznei-
mitteln allmählich verlangsamt. 
Die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenkassen (GKV) betrugen 
im Juli 2005 insgesamt 1,998 Mrd. 
Euro. Für das Gesamtjahr 2005 er-
gäbe sich auf Basis der bisherigen 
Entwicklung ein Ausgabenvolu-
men von 22,494 Mrd. Euro. Das 
entspräche einer Steigerungsrate 
von 12 Prozent gegenüber 2004.

Die Suchseite im Internet: Angaben zur Qualität

Montgomery: Noch keine Einigung 

im Tarifstreik
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 Aufgrund der Sondereffekte 
im ersten Jahresquartal zeigt sich 
mittlerweile eine allmähliche Ver-
langsamung des Ausgabenwachs-
tums gegenüber 2004. Stiegen 
im Januar die Ausgaben noch um 
fast 29 Prozent, so betrug der An-
stieg im Juli noch 12 Prozent ge-
genüber 2004, im Vergleich zu 
2003 sanken die Juli-Ausgaben 
um 1 Prozent.

 Die ABDA betont, dass sich 2004 
als Vergleichsjahr nur bedingt 
eignet, da einige Maßnahmen 
des GKV-Modernisierungsgeset-
zes (GMG) zeitlich befristet waren 
und daher auch nur 2004 zu Ein-
sparungen geführt haben. Ver-
gleicht man die aktuellen Ausga-
ben mit dem Vor-GMG-Jahr 2003, 

so ergeben sich sowohl positi-
ve als auch negative Wachstums-
raten. Von einer “Explosion” der 
GKV-Arzneimittelausgaben kann 
daher nicht gesprochen werden, 
so die ABDA.

Verstärkte Öffnung für 
ambulante Leistungen

Der Präsident der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG), 
Wolfgang Pföhler, hat die Forde-
rung der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigung (KBV) nach einer               
1,5-prozentigen bundesweiten 
Kürzung der Krankenhausbud-
gets zur Bekämpfung des Ärzte-
mangels in Ostdeutschland „als 
wenig zielführend“ bezeichnet. 
Ohnehin sei die Problematik des 

Ärztemangels kein isoliertes Phä-
nomen der Vertragsärzte. Auch 
der Krankenhausbereich stehe 
bei der Stellenbesetzung im ärzt-
lichen Dienst vor großen Heraus-
forderungen. 80 Prozent aller 
ostdeutschen Kliniken könnten 
offene Stellen nicht mehr beset-
zen – über 1.000 Stellen seien va-
kant. 

Gleichzeitig beträgt das Vergü-
tungsniveau der Krankenhausärz-
te in Ostdeutschland lediglich 94 
Prozent des Westniveaus (bis zum 
30. Juni 2005 92,5 Prozent). Das 
Einkommen eines Vertragsarztes 
in Ostdeutschland liege nach An-
gaben des Bundesministeriums 
für Gesundheit und Soziale Siche-
rung (BMGS) bei 97,6 Prozent des 
Westniveaus – entgegen der von 
der KBV in Umlauf gebrachten 
Zahl von 72,8 Prozent. 

Pföhler betonte, die Kliniken be-
gegneten der Versorgungsproble-
matik mit tragfähigen Lösungen. 
Der DKG-Präsident bekräftigte, 
dass sich die Krankenhäuser zu 
„Integrierten Dienstleistungszen-
tren“ weiterentwickeln wollten, 
u.a. um integrativ mit niederge-
lassenen Ärzten besser als bisher 
zusammenarbeiten zu können. 
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Diese Zentren seien besonders 
geeignet, – ähnlich wie in den Ge-
sundheitssystemen anderer Län-
der – die Gesamtverantwortung 
für die Versorgung von Patienten 
zu übernehmen. Die Versorgung 
aus einer Hand berge, anders als 

das derzeitige sektoral geglieder-
te Gesundheitssystem, erhebliche 
Potenziale für eine stärkere Pati-
entenorientierung und sei Garant 
für mehr Qualität und Wirtschaft. 
Daher müssten die bestehenden 
Schranken, die die KBV vertrete, 
beseitigt werden.

Berlins 
Gesundheitswirtschaft

Wie stark die Berliner Gesund-
heitswirtschaft ist, hat die Indus-
trie- und Handelskammer ermit-
telt. Berlin verfügt über die größte 
medizinische Fakultät Europas, 
zahlreiche renommierte For-
schungseinrichtungen, mehr als 
60 Kliniken und über 300 Unter-
nehmen im Medizin- und Biotech-
nikbereich. Gegenwärtig liegt die 
Zahl der Arbeitsplätze im Gesund-
heitssektor bei rund 178.000 und 
der Jahresumsatz der Branche bei 
geschätzten 17 Mrd. Euro. Die-
se Zahlen sollen auf 220.000 Be-
schäftigte und über 20 Mrd. Euro 
gesteigert werden. 

Spende für Gewaltopfer
Bei der Anamnese und Behand-

lung von Opfern sexuellen Miss-
brauchs, von Gewalt in der Fami-
lie oder anderen Verbrechen sind 
Ärzte oft überfordert. “All diese 
Gründe bewogen uns”, so Dr. Mi-
chael Klein, Marketingleiter der 
CT Arzneimittel, „einen kompe-
tenten Partner zu suchen, der uns 
hilft, dieser - meist unbekannten - 
und doch riesigen Patientengrup-
pe zu helfen.“

Seit Oktober vergangenen Jah-
res arbeitet CT daher mit der ge-
meinnützigen Catania gGmbH 
zusammen, die auf das Kompe-
tenzzentrum des BZFO (Behand-
lungszentrum für Folteropfer) 
und der Stiftung Überleben zu-
rückgreift. Im Mittelpunkt steht  
die Unterstützung von Ärzten im 
Bereich Posttraumatische Belas-
tungsstörungen (kurz PTBS) - ein 
Thema, das in der medizinischen 
Grundausbildung kaum Beach-
tung fi ndet. 

So fühlten sich mehr als 90 Pro-
zent der Befragten unzureichend 
ausgebildet. Gleichzeitig werden 
sie aber, wie die Umfrage zeigt, 
verstärkt mit Opfern häuslicher 
Gewalt konfrontiert: Mehr als 80 
Prozent der Ärzte behandeln pro 
Quartal bis zu zehn Patienten, die 
Opfer sexuellen Missbrauchs oder 
von anderen Gewalttaten wur-
den. Eine Tendenz, die sich auch 
auf den ersten Fortbildungsver-
anstaltungen der Catania gGmbH 
widerspiegelt. Knapp 70 Ärzte 
nahmen an den beiden Semina-
ren teil, bis zum Jahresende wer-
den sechs weitere Seminare im 
gesamten Bundesgebiet folgen.

Ein weiterer Wunsch der Ärz-
te wird in den nächsten Mona-
ten ebenfalls realisiert. Mit Hil-
fe der CT soll ein bundesweites 
Netzwerk entstehen, das schnell 
und unbürokratisch Hilfe vor Ort 
leisten soll. Der Grundstein dafür 

wurde jetzt gelegt: CT spendete 
250.000 Euro oder umgerechnet 
einen Cent pro abverkaufter Pa-
ckung. 

Kein Bachelor-Studium
Nach Auffassung der Arbeitsge-

meinschaft Hochschulmedizin las-
sen die Qualitätsanforderungen 
an den Beruf des Arztes die Ein-
führung von konsekutiven Ba-
chelor- und Masterstudiengän-
gen in der Medizin nicht zu. Ein 
dreijähriges grundständiges Ba-
chelor-Studium fi ndet in der Me-
dizin kein Berufsfeld. Der hohe 
Qualitätsstandard, der von der 
Gesellschaft zu Recht von einem 
zum Beruf des Arztes ausbilden-
den Medizinstudium erwartet 
wird, ist nach Ansicht der Arbeits-
gemeinschaft weder durch einen 
sechs- noch durch einen achtse-
mestrigen Bachelorstudiengang 
zu gewährleisten. 

Allenfalls seien Bachelorstudi-
engänge für nicht medizinische 
Berufe und Tätigkeiten denkbar. 
Die erst im Jahr 2003 umgesetzte 
neue Approbationsordnung für 
Ärzte sehe nicht ohne Grund eine 
Regelstudienzeit von sechs Jah-
ren und drei Monaten vor. Inso-
fern sei sogar zu bezweifeln, ob 
ein Masterabschluss nach insge-
samt fünf Jahren als berufsquali-
fi zierend im Sinne der Approbati-
onsordnung gelten könne.

Des Weiteren ist zu berücksichti-
gen, so die Arbeitsgemeinschaft, 
dass die Einführung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen in der 
Medizin die durch die neue ärzt-
liche Ausbildungsordnung inten-
dierte horizontale und vertikale 
Verzahnung und Integration von 
medizinischer Theorie und Praxis 
konterkarieren würde. Die Richt-
linie 93/16/EWG des Rates der Eu-
ropäischen Union regele bereits 
abschließend die Freizügigkeit 
für Ärzte innerhalb der EU und 

Pföhler: Krankenhäuser wollen sich 

zu integrierten Dienstleistungszent-

ren weiterentwickeln
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die gegenseitige Anerkennung 
der Studienabschlüsse. Damit ist 
nach Auffassung der Arbeitsge-
meinschaft Hochschulmedizin ei-
nes der Hauptanliegen der soge-
nannten Bologna-Erklärung in 
der Medizin bereits jetzt erfüllt.

Qualitätsbericht

Das Helios Klinikum Berlin-Buch 
präsentiert sich als gläsernes 
Krankenhaus. Der jetzt veröffent-
lichte „Qualitätsbericht 2004“ 
enthält konkrete Zahlen zur di-
agnosebezogenen Sterblichkeit 
der 30 häufi gsten Krankheitsbil-
der von Patienten, die in der Bu-
cher Klinik behandelt wurden. 
Mit der Publikation dieser medizi-
nischen Ergebnisse geht der Heli-
os-Qualitätsbericht deutlich über 
die vom Gesetzgeber geforderten 
Angaben hinaus. Nach dem Ge-
setz müssen alle deutschen Akut-
kliniken bis Ende August dieses 
Jahres den Qualitätsbericht vor-
legen.  „Die Patienten und nie-
dergelassenen Ärzte haben eine 
Recht auf Information“, meint 
Helios-Hauptgeschäftsführer Ralf 
Michels. 

Ein Beispiel: Im vergangenen 
Jahr führte die Bucher Klinik 
301 große Dick- und Dünndarm-
operationen durch, acht Pati-
enten überlebten diese schwe-

ren Eingriffe nicht. Diese Zahl 
wird mit einer Stichprobe vergli-
chen, die Ergebnisse aus rund 400 
deutschen Krankenhäusern ent-
hält. Nach dem dort ermittelten 
Durchschnitt hätte man im Klini-
kum Berlin-Buch mit 20 Todesfäl-
len rechnen müssen.   

Der 108-seitige Bericht kann im 
Internet unter www.helios-klini-
ken.de/berlin aufgerufen werden. 

Nationale Versorgungs-
Leitlinie Asthma

Am 26. August hat die Bundes-
ärztekammer der Nationalen Ver-
sorgungs-Leitlinie Asthma zu-
gestimmt. Damit ist sie jetzt von 
allen Trägern des Programms für 
Nationale Versorgungs-Leitlinien 
offi ziell verabschiedet.

Die nationale Versorgungs-Leit-
linie (NVL) entstand in gemein-
samer Arbeit (Autorenschaft) fol-
gender Fachgesellschaften und 
Organisationen: Arzneimittel-
kommission der deutschen Ärz-
teschaft, Deutsche Atemwegsli-
ga e.V., Deutsche Gesellschaft für 
Allgemeinmedizin und Familien-
medizin, Deutsche Gesellschaft 
für Innere Medizin e.V., Gesell-
schaft für pädiatrische Pneumo-

logie e.V. und Deutsche Gesell-
schaft für Pneumologie e.V. Die 
in der Versorgungs-Leitlinie dar-
gelegten Empfehlungen beruhen 
somit auf einem breiten Konsens. 
Der Entwicklungsprozess der NVL 
Asthma wurde durch das Ärztli-
che Zentrum für Qualität in der 
Medizin organisiert. 

Die Nationale Versorgungs-Leit-
linie Asthma (NVL Asthma) rich-
tet sich vorrangig an Ärztinnen 
und Ärzte aller Versorgungsbe-
reiche, an alle weiteren Fachbe-
rufe im Gesundheitswesen sowie 
an betroffene Patienten und ihr 
persönliches Umfeld, darüber hi-
naus an alle Herausgeber struktu-
rierter Behandlungsprogramme 
sowie an die medizinischen wis-
senschaftlichen Fachgesellschaf-
ten, deren Leitlinien ihrerseits die 
Grundlage für NVLs bilden.

In Verbindung mit der NVL wird 
eine Patienteninformation er-
stellt, die kurz vor ihrer Fertigstel-
lung steht. Erarbeitet wird sie von 
einem Patientengremium, dessen 
Vertreter durch das Patientenfo-
rum bei der Bundesärztekammer 
benannt wurden.
Infos im Internet:

www.asthma.versorgungsleitlinie.de

Qualitätsbericht: 

Anrecht auf Information
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Wahlprogramme der Parteien 

Gesundheit ist nur ein Wort

Mit welchen Rezepten wollen die Parteien das Gesundheitssystem kurieren? Wie stellen sie sich die 
Behandlung vor? Die Wahlprogramme aller Parteien versprechen bessere Zeiten und kündigen von 
Veränderungen, die keinem wehtun sollen. Doch wie das geschehen soll, das bleibt meist nebulös.

Medizinischer 
Fortschritt für alle.

Der medizinisch-technische Fort-
schritt und die demografi sche 
Entwicklung verursachen steigen-
de Kosten im Gesundheitswesen. 
Gleichzeitig gehen die Einnah-
men der gesetzlichen Kranken-
versicherung durch die hohe 
Arbeitslosigkeit und durch die zu-
nehmende Zahl von Rentnern im 
Verhältnis zu den Lohnempfän-
gern zurück. Vor diesem Hinter-
grund ist die Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
massiv gefährdet. Die letzte Ge-
sundheitsreform hat die Lohnzu-
satzkosten nicht spürbar gesenkt. 
Die Senkung von Lohnzusatz-
kosten ist aber entscheidend für 
neue Arbeitsplätze.

Was wollen wir?
Gesundheit ist ein hohes Gut. 

Deshalb gilt für uns der Grund-
satz: Was medizinisch notwen-
dig ist, muss im Rahmen der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
für alle Versicherten – unabhän-
gig von Alter, Geschlecht, Ge-
sundheitszustand oder fi nanziel-
ler Leistungsfähigkeit – erbracht 
werden. Eine Zwei-Klassen-Medi-
zin wird es mit uns nicht geben. 
CDU und CSU werden ein grund-
legend neues, zukunftssicheres 
System der gesetzlichen Kranken-
versicherung schaffen, das eine 
qualitativ hochwertige Gesund-
heitsvorsorge für alle sichert, das 
besser auf die Veränderungen im 
Bevölkerungsaufbau reagieren 
kann, das eine weitere Belastung 
des Faktors Arbeit vermeidet und 

das die erheblichen Wachstums-
chancen der Gesundheitsbranche 
ausschöpft: die solidarische Ge-
sundheitsprämie.

• Die Krankenkassen erhalten 
für jeden erwachsenen Versicher-
ten eine Gesundheitsprämie als 
kostendeckenden Beitrag.

• Die Gesundheitsprämie wird 
erstens gespeist aus der persön-
lichen Prämie jedes Versicherten. 
Für Versicherte mit niedrigem Ein-
kommen greift automatisch ein 
sozialer Ausgleich. Dabei ist klar: 
Niemand zahlt bei Einführung 
der solidarischen Gesundheitsprä-
mie mehr als bisher.

• Die Gesundheitsprämie wird 
zweitens gespeist aus der Arbeit-
geberprämie. Dieser Anteil des 
Arbeitgebers wird festgeschrie-
ben. Er bleibt dauerhaft begrenzt 
und damit von der Entwicklung 
der Krankheitskosten abgekop-
pelt. Bei Rentnern zahlen die Ren-
tenversicherungsträger den Ar-
beitgeberanteil.

• Kinder werden beitragsfrei 
versichert; die dafür erforderli-
chen Beträge werden aus Steuer-
mitteln fi nanziert.

• Wir stärken den Wettbewerb 
unter den Leistungsanbietern. 
Wir schaffen einen echten Wett-
bewerb der Kassen um die Versi-
cherten. Die Krankenkassen müs-
sen wesentlich stärker als bisher 
an den Wünschen der Versicher-
ten orientierte unterschiedliche 
Tarife anbieten. Wir streben an, 
dass der Wechsel von einer priva-
ten Krankenversicherung zu einer 
anderen erleichtert wird, indem 
Altersrückstellungen übertragen 
werden können. Auch der Wett-
bewerb von Ärzten, Kranken-
häusern, Arzneimittelherstellern 
und Apotheken muss deutlich ge-
stärkt werden.

Soziale Sicherheit 
gibt es nur mit echten 
Reformen.

Die sozialen Sicherungssysteme 

Herausforderin Angela Merkel (Foto: www.cdu.de)...
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sind für alle erkennbar nicht mehr 
leistungsfähig. Aus diesem Grun-
de und zur Senkung der viel zu 
hohen Lohnzusatzkosten, die sich 
im internationalen Wettbewerb 
wie eine gigantische Sondersteu-
er auf Arbeitsplätze auswirken, 
wollen wir die grundlegende, ver-

läßliche Neuordnung der sozialen 
Sicherungssysteme.

Halbherzige Reparaturen, die 
den Beitragsanstieg nur verzö-
gern, langfristig aber nicht verhin-
dern, lehnen wir ab. Die Bürger 
müssen sich auf die Veränderun-
gen einstellen und durch priva-
te Vorsorge Versorgungslücken 
schließen können.

Für die Absicherung des Krank-
heitsrisikos schlägt die FDP einen 
Systemwechsel vor: den privaten 
Krankenversicherungsschutz mit 
sozialer Absicherung für alle. Je-
der Bürger ist verpfl ichtet, einen 
Mindestumfang an Leistungen, 
die sogenannten Regelleistun-
gen, für den Krankheitsfall ab-
zusichern. Der Verpfl ichtung sich 
zu versichern, kann er dabei bei 
einem Versicherer seiner Wahl 
nachkommen. Er ist frei darin, 
seinen Versicherungsschutz so zu 
gestalten, wie es seinen Bedürf-
nissen entspricht, also z. B. mit ei-

nem hohen oder niedrigen Selbst-
behalt, mit unterschiedlichen 
Selbstbeteiligungen, mit einem 
sehr umfangreichen Leistungska-
talog, mit einer vollständig freien 
Arztwahl oder der Akzeptanz be-
stimmter Einschränkungen.

Jeder Bürger hat bei Geburt und 

beim Versicherungswechsel einen 
Anspruch darauf, im Umfang der 
Regelleistungen unabhängig von 
seinem Gesundheitszustand ohne 
Risikozuschläge versichert zu wer-
den. Um allen einen bezahlbaren 
Versicherungsschutz zu gewähr-
leisten, muss jedes Krankenver-
sicherungsunternehmen einen 
Pauschaltarif mit Kontrahierungs-
zwang anbieten, der weder nach 
Alter, Geschlecht, Risiko oder 
sonstigen Kriterien differenziert.

Der soziale Ausgleich erfolgt 
nicht mehr wie bisher unkoor-
diniert und mit teilweise unge-
rechten Auswirkungen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung, 
sondern über das an den einheitli-
chen Kriterien der Leistungsfähig-
keit und Bedürftigkeit ausgerich-
tete Steuer- und Transfersystem. 
Ein entsprechender Pauschalbe-
trag als Bestandteil des liberalen 
Bürgergeldes sorgt dafür, dass 
auch Bürger, die nur über geringe 

oder gar keine fi nanziellen Mittel 
verfügen, eine Krankenversiche-
rung abschließen können. Auch 
die Pauschalen für Kinder sowie 
die Kosten im Zusammenhang 
mit Schwangerschaft und Mutter-
schaft werden durch die Steuer-
zahler fi nanziert.

Wir setzen damit auf ein frei-
heitliches, privates Versicherungs-
modell, das auf den Prinzipien des 
Wettbewerbes unter Anbietern 
von Gesundheitsleistungen und 
Versicherungen und der sozialen 
Verantwortung beruht. Funkti-
onsfähiger Wettbewerb entsteht 
durch Wahlfreiheit der Patien-
ten, privatrechtliche Organisation 
der gesetzlichen Krankenkassen, 
durch Tariffreiheit und fl exib-
le Vertragsstrukturen. Nachhal-
tigkeit entsteht durch den Auf-
bau von Altersrückstellungen, 
die bei einem Wechsel des Versi-
cherers nicht verloren gehen dür-
fen. Nur so ist der freie Kassen-
wechsel möglich. Für die FDP gilt: 
Wahlfreiheit statt Zwangsversi-
cherung, soziale Marktwirtschaft 
statt bürokratische Staatswirt-
schaft, Eigenverantwortung statt 
Bevormundung.

Gesundheit für alle.

Ein verlässliches, leistungsfähiges 
und für alle bezahlbares Gesund-
heitssystem ist gesundheits- und 
wirtschaftspolitisch zentral. Ge-
sundheit und Krankheit stehen in 
enger Verbindung mit den Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der 
Menschen. Deshalb beschränkt 
sich GRÜNE Gesundheitspolitik 
nicht auf die Versorgung kranker 
Menschen. Sie umfasst auch die 
Rahmenbedingungen für eine ge-
sunde Umwelt und den Schutz der 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Um die Gesundheitschancen 
aller Bevölkerungsgruppen zu 

...und Noch-Amtsinhaber Gerhard Schröder (Foto: www.spd.de)
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verbessern, brauchen wir eine ge-
sundheitsfördernde Gesamtpoli-
tik, die Gesundheitspolitik mit Bil-
dungs-, Wirtschafts-, Arbeits- und 
Sozialpolitik verknüpft.

Unser Ziel ist die Sicherstellung 
einer medizinisch notwendigen 
Versorgung für alle Menschen – 
unabhängig von Einkommen, Ge-
schlecht, Herkunft, sozialer Lage 
und Wohnort. Dabei setzen wir 
auf mehr Zusammenarbeit im 
Gesundheitswesen. Das kommt 
dem Bedürfnis der Patientinnen 
und Patienten nach kurzen We-
gen und nach Versorgungsket-
ten, in denen die AnbieterInnen 
von Gesundheitsleistungen Hand 
in Hand arbeiten, entgegen. Wir 
setzen uns dafür ein, dass die am-
bulante und die stationäre Ver-
sorgung besser verzahnt und die 
integrierte Versorgung weiter 
ausgebaut werden. Wir wollen 
die Sicherstellung insbesondere 
der hausärztlichen Versorgung.

Dem Fachkräftemangel in länd-
lichen und östlichen Regionen 
muss entgegengesteuert werden. 
Zuzahlungen (z.B. Praxisgebühr, 
Verordnungsgebühr) für Beziehe-
rInnen von Sozialgeld und Alters-
grundsicherung wollen wir ab-
schaffen. Die Zuzahlungen stellen 
für diese Personengruppen eine 
besondere Härte dar und unter-
graben oft alle Bemühungen zur 
Prävention, Gesundheitsvorsorge 
und frühestmöglichen Therapie. 
Für nicht verschreibungspfl ichti-
ge Arzneimittel sollen bei Bedarf 
die Kosten wieder übernommen 
werden können. Das betrifft vor 
allem Jugendliche und Erwachse-
ne mit schwerwiegenden Krank-
heiten wie Allergien.

Unser Ziel ist, die Prävention und 
Gesundheitsförderung zu einer 
eigenständigen Säule unseres Ge-
sundheitswesens zu machen, da-
mit Krankheiten, die sich z.B. aus 
Umweltbelastungen, falscher Er-

nährung, fehlender Bewegung 
oder Rauchen ergeben, erst gar 
nicht entstehen. Ein Schwerpunkt 
soll die Gesundheitsförderung 
in der frühesten Kindheit sowie 
Gesundheitserziehung in Kin-
dergärten und Schulen sein. Der 
gesundheitliche Schutz von Nicht-
raucherInnen in der Öffentlich-
keit ist weiter auszubauen. Der 
Gesundheitsbereich muss bei Prä-
vention, Diagnose und Therapie 
die geschlechtsspezifi schen Unter-
schiede stärker berücksichtigen. 
Ebenso muss die Gesundheitsför-
derung, Gesundheitsforschung 
und Rehabilitation geschlechts-
spezifi sch ausgerichtet werden.

Die klassischen Methoden müs-
sen sich der Herausforderung 
durch die komplementärmedizini-
schen Diagnose- und Therapiefor-
men, wie Homöopathie und An-
throposophie stellen; nicht die 
Herkunft, sondern die Qualität 
einer Methode berechtigt zur 
Aufnahme ins Versorgungsange-
bot. Wir wollen Anreize schaf-
fen, verkrustete und ineffi ziente 
Strukturen im Gesundheitswesen 
aufzubrechen. Die Rechte der Pa-
tientinnen und Patienten wollen 
wir stärken, ihre Selbstbestim-
mung und Selbstorganisation bes-
ser absichern und den Zugang zu 
Informationen verbessern.

Wir kämpfen für die Einführung 
der Bürgerversicherung. Wir wol-
len eine Versicherung aller Bür-
gerinnen und Bürger, um unser 
Krankenversicherungssystem so-
lidarischer, gerechter und nach-
haltiger zu machen. Mehr Wett-
bewerb zwischen den Kassen 
in einem einheitlichen Wettbe-
werbsrahmen und mehr Wettbe-
werb zwischen Leistungsbringern 
zugunsten der Patientinnen und 
Patienten ist dabei sinnvoll. 

Wir wollen eine Bürgerversi-
cherung, in die alle gemäß ihrer 
tatsächlichen Leistungsfähigkeit 

einbezahlen und die allen unab-
hängig von ihrem Geldbeutel die 
notwendige und angemessene 
medizinische Versorgung garan-
tiert. Es ist nicht einzusehen, dass 
ganze Berufsgruppen und Bes-
serverdienende aus der Solidari-
tät mit den gesetzlich Versicher-
ten entlassen sind. Das wollen wir 
ändern. 

An der Beitragsparität wollen 
wir festhalten. Kinder bleiben bei-
tragsfrei mitversichert. Beitrags-
freiheit gilt auch für EhegattIn-
nen und LebenspartnerInnen, die 
Kinder erziehen oder Pfl egeleis-
tungen erbringen. Für alle ande-
ren Ehepaare und eingetragenen 
Lebensgemeinschaften wird ein 
Splitting eingeführt. Dabei wird 
das Einkommen der Ehe- bzw. Le-
benspartner rechnerisch auf bei-
de Personen verteilt. Grundsätz-
lich können die PartnerInnen 
unterschiedliche Krankenversi-
cherer wählen. In der Bürgerversi-
cherung werden Unisex-Tarife an-
geboten. 

Solidarische Bürgerversicherung.
Seit langem laufen die „Refor-

men“ des Gesundheitswesens 
darauf hinaus, Patientinnen und 
Patienten stärker zu belasten und 
den Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherung einzu-
schränken. CDU und CSU planen 
mit der Einführung der „Kopf-
pauschale“, jetzt Gesundheits-
prämie genannt, eine noch wei-
ter gehende Entsolidarisierung im 
Gesundheitswesen. 

Dem steht die Idee einer Bürger-
versicherung von allen für alle ge-
genüber. Die Linkspartei.PDS will 
eine solidarische Bürgerversiche-
rung, die letztlich alle Berufsgrup-
pen und Einkommensarten in die 
gesetzliche Krankenversicherung 
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und in die Pfl egeversicherung 
einbezieht. Gerade die Einkom-
mensstärkeren sollen sich an der 
Finanzierung eines solidarischen 
Gesundheitssystems beteiligen 
und nicht in die privaten Kassen 
ausweichen können. Die Beitrags-
bemessungsgrenze soll in einem 
ersten Schritt auf 5.100 Euro an-
gehoben und später ganz auf-
gehoben werden. Wir halten am 
Grundsatz der paritätischen Fi-
nanzierung fest und fordern ent-
sprechende Korrekturen.

Außerdem brauchen wir drin-
gend Strukturreformen im Ge-
sundheitswesen, um Effi zienz 
und Qualität zu steigern. Die 
Linkspartei.PDS hat dazu konkre-
te Vorschläge ausgearbeitet. Die 
sozialen Bedingungen für die Be-
schäftigten im Gesundheitswesen 
sind so zu gestalten, dass diese 
ihre Verantwortung für die Pati-
entinnen und Patienten uneinge-
schränkt wahrnehmen können. 

Dem Ärztemangel auf dem Land, 
insbesondere in Ostdeutschland, 
muss mit Modellen wie Ärztehäu-
sern und Gemeindeschwestersta-
tionen gegengesteuert werden, 
die fi nanzielle Anreize zur An-
siedlung in dünn besiedelten Ge-
bieten einschließen. 

Unternehmen zahlen heute Bei-
träge nach der Zahl ihrer Be-
schäftigten und der Höhe ihrer 
Bruttolöhne in die sozialen Siche-
rungssysteme ein. Aufgrund der 
ökonomischen Entwicklungen in 
den vergangenen Jahrzehnten 
ist die Zahl der Beschäftigten ei-
nes Unternehmens nicht mehr das 
entscheidende Moment seiner 
wirtschaftlichen Stärke. Die heu-
tige Struktur der Lohnnebenkos-
ten verteuert Arbeitsplätze. Wir 
wollen, dass Unternehmen nach 
ihrer realen wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit, also nach ihrer 
Wertschöpfung und nicht nach 
der Zahl der Beschäftigten und 

der Höhe des Bruttolohnes in die 
sozialen Sicherungssysteme ein-
zahlen. Wir treten deshalb für ei-
nen Prozess ein, in dem die heuti-
gen Lohnnebenkosten durch eine 
Wertschöpfungsabgabe ersetzt 
werden.

Wir wollen ein 
leistungsfähiges, 
solidarisches und  
bezahlbares Ge-
sundheitswesen.

Unser Gesundheitswesen ist 
gut, auch im internationalen Ver-
gleich. Jeder erhält notwendi-
ge medizinische Leistungen auf 
der Höhe des medizinischen Fort-
schritts. Das Gesundheitswesen ist 
auch unsere größte Branche, in 
ihr fi nden über 4 Mio. Menschen 
sinnvolle Beschäftigung. Das soll 
auch so bleiben.

Leistungsfähige, solidarisch fi -
nanzierte Sicherungssysteme sind 
das Rückgrat unseres Sozialstaats.
Wer den Grundgedanken der So-
lidarität aufgibt, gefährdet Wohl-
stand und gesellschaftlichen Frie-
den. Solidarität heißt: Wer Hilfe 
braucht, der bekommt sie.

Aber Solidarität heißt auch: 
Rücksicht nehmen auf die, die die 
Hilfe fi nanzieren und damit ga-
rantieren. Mit der Gesundheits-
reform haben wir die gesetzliche 
Krankenversicherung zukunfts-
fähig gemacht. Jetzt gilt es, die 
langfristige Finanzierung unseres 
Gesundheitswesens zu sichern.

Der medizinische Fortschritt und 
der veränderte Altersaufbau der 
Gesellschaft erfordern nicht we-
niger, sondern mehr Solidarität, 
aus der sich niemand ab einer 
bestimmten Einkommensgrenze 
verabschieden darf.

Wir werden die Krankenversi-
cherung zu einer Bürgerversiche-
rung weiterentwickeln, in der 
gesetzliche und private Kranken-

versicherung nebeneinander Be-
stand haben. Dabei gilt:

• Jeder muss versichert sein. 
Auch Gutverdienende, Beamte, 
Selbstständige und Politiker wer-
den in die solidarische Kranken-
versicherung einbezogen.

• Jede Kasse muss jeden und 
jede ohne Ansehen des Risikos 
versichern. Niemand wird ausge-
grenzt. Auch kranke und behin-
derte Menschen können wählen. 
Es bleibt beim heutigen gesetzli-
chen Leistungskatalog.

• Jeder zahlt entsprechend sei-
ner Leistungsfähigkeit. Die Bei-
träge zur Bürgerversicherung 
richten sich wie bisher nach dem 
Einkommen – bei Löhnen, Gehäl-
tern und Renten. Die Beitragsbe-
messungsgrenze bleibt bestehen. 
Zukünftig werden auch Kapital-
erträge zur Finanzierung heran-
gezogen. Freibeträge schonen 
Durchschnittsersparnisse. Mieten 
und Pachten bleiben beitragsfrei.

• Die beitragsfreie Familienver-
sicherung bleibt erhalten. In der 
Bürgerversicherung sind im bishe-
rigen Umfang Familienmitglieder 
ohne Einkommen mitversichert.

Das Nebeneinander von gesetz-
lichen und privaten Krankenver-
sicherungen wird in einen Wett-
bewerb um die beste Versorgung 
umgewandelt.

Die Bürgerversicherung macht 
unser Gesundheitssystem gerech-
ter. Sie ist eine Entscheidung für 
die Stärkung des Zusammenhalts 
in der Gesellschaft. Gesunde sor-
gen für Kranke, Junge für Alte, 
Alleinstehende für Familien, Gut-
verdienende für die, die weniger 
haben.

Mit der Einrichtung der Stelle 
des Patientenbeauftragten haben 
wir das Gewicht von Patientinnen 
und Patienten im politischen Ent-
scheidungsprozess erhöht und de-
ren Rechte gestärkt. Diesen Weg 
werden wir weiter fortsetzen.
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Mit dieser Entscheidung konn-
te sich ein Allgemeinarzt aus 
Frankfurt gegen die Prüfgremi-
en durchsetzen. Die Prüfgremien 
hatten dem Arzt über dem Fach-
gruppendurchschnitt liegende 
Verordnungswerte vorgeworfen 
und entsprechend eine Kürzung 
vorgenommen. Der Arzt hatte je-
doch die Rezepte selbst überprüft 
und herausgefunden, dass ein Teil 
von ihnen Fehler aufwies (Fremd-
verordnungen, unplausible Re-
zepte). In dem Gerichtsverfahren 
hat er eine fehlerhafte Durchfüh-
rung der ergänzenden repräsen-
tativen Einzelfallprüfung und vor 
allem eine unzureichende Aussa-
gekraft der statistischen Unterla-
gen gerügt. Trotz ausdrücklicher 
Rügen seien die Prüfgremien den 
von ihm aufgezeigten Fehlern bei 
der Erfassung und Zuordnung der 
Verordnungskosten nicht nachge-
gangen.

Der Senat hat der Revision ent-
sprochen und die Kürzung auf-
gehoben. Dabei wurde zunächst 
festgestellt, dass die Arzneikos-
tenregresse insoweit nicht zu be-
anstanden seien, als die Kosten 
zunächst auf der Basis elektro-
nischer Daten ermittelt worden 
seien. Die Vorlage aller Verord-
nungsblätter – im Original oder 
als Printimage – sei nicht Voraus-
setzung der Durchführung einer 
Vergleichsprüfung. Mögliche Feh-
ler bei der Erfassung der Verord-
nungskosten des einzelnen Arztes 
führen nicht dazu, dass die Prüf-
gremien von sich aus Zweifel an 

der Richtigkeit der übermittel-
ten Daten haben müssen. Kann 
jedoch der von der Prüfung be-
troffene Arzt im Verwaltungsver-
fahren durch Vorlage eigener Un-
terlagen plausibel machen, dass 
die ihm elektronisch zugeordne-
ten Verordnungskosten fehler-
haft sind, müssen die Prüfgremien 
dem nachgehen und auf die Kas-
sen einwirken, die Verordnungs-
blätter möglichst vollständig vor-
zulegen.

Bei dem Arzneikostenregress 
handelt es sich um einen verschul-
densunabhängigen Schadenser-
satzanspruch. Er ist nur begrün-
det, wenn zur Überzeugung der 
Prüfgremien feststeht, dass der 
betroffene Arzt jedenfalls einen 
Schaden in der zu Grunde geleg-
ten Höhe verursacht hat, also Arz-
neimittel in einem bestimmten 
Umfang verordnet hat, der sich 
nach Durchführung der Prüfung 
nach Durchschnittswerten als un-
wirtschaftlich erweist.

Erfolgt die Vorlage von Verord-
nungsblättern nicht, muss die da-
mit verbundene Einschränkung 
der Verteidigungsmöglichkeit des 
Arztes gegen einen Arzneikos-
tenregress durch einen Abschlag 
von der als Ergebnis einer statis-
tischen Vergleichsprüfung fest-
gesetzten Regresssumme berück-
sichtigt werden.

Dieses Urteil verschärft in erheb-
lichem Ausmaß die formelle Vo-
raussetzung zur Durchführung 
der Prüfung. Dennoch bleiben 
noch offene Fragen.

Grundsätzlich hat der Senat 
bestätigt, dass die Prüfung auf 
der Grundlage der übermittel-
ten elektronischen Daten statt-
fi nden kann. Dies hatte der Ge-
setzgeber zum 01.01.2004 in §84 
Abs. 2c SGB V geregelt. Aber auch 
dort heißt es, dass bei begründe-
ten Zweifeln an der Richtigkeit 
der Daten, die der Arzt vorzutra-
gen hat, die Richtigkeit der Daten 
auf der Grundlage einer Stichpro-
be aus den Originalbelegen oder 
Kopien dieser Belege zu überprü-
fen ist.

Zunächst liegt es also am Arzt, 
die behaupteten Verordnungsvo-
lumina kritisch zu hinterfragen. Es 
kann jedem Arzt nur empfohlen 
werden, seine eigenen Verord-
nungsdaten regelmäßig und voll-
ständig zu erfassen. Erfahrungen 
zeigen, dass in jedem Einzelfall 
Abweichungen vorhanden sind. 
Ebenso haben sich bislang bei je-
der Rezepteinsicht fehlerhafte Er-
fassungen ergeben, die durchaus 

Arzneimittelregress

Bundessozialgericht hilft Ärzten 

Kann ein Arzt das belastende Datenmaterial der Krankenkassen (errechnetes Verordnungsvolumen) 
erschüttern, müssen die Krankenkassen nicht nur einen Teil ihrer Unterlagen, sondern das gesamte 
Material in dem jeweiligen Fall vorlegen. Ist es den Krankenkassen nicht möglich, die geforderten 
Unterlagen im Original oder in Kopie zu präsentieren und damit ihren Rückforderungsanspruch zu 
untermauern, gibt es einen Abschlag vom Regress in Höhe der nicht beweisbaren Summe.

Arzneimittelregress: Prüfung auf 
Grundlage der übermittelten 
elektronischen Daten
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in sechsstelliger Größenordnung 
(EURO) liegen können.

Nur durch die konsequente Er-
fassung der Arzneiverordnung ist 
es dem Arzt möglich, die Glaub-
haftigkeit der Kassendaten zu er-
schüttern. Dabei können auch 
weitere externe Analysen (z. B. die 
Teilnahme an der Prescriber Stu-
die oder IFA-Regress-Analyse) er-
gänzend herangezogen werden.
Nimmt der Arzt an solchen Studi-
en nicht teil, kann er nach wie vor 
bei bestehenden Differenzen von 
seinen eigenen zu den kassensei-
tig übermittelten Verordnungs-
daten Rezepteinsicht verlangen

Dabei kann er sich auf das Akten-
einsichtsrecht in §25 SGB X beru-
fen. Werden die bei der Akten-
einsicht entdeckten Fehler (z. B. 
Verordnungen aus falschem Zeit-
raum, Verordnungen anderer 
Kollegen, hineingerechnete Hilfs-
mittel oder Impfstoffe, sonstige 
unplausible Rezepte) ergänzend 
zu den eigenen Verordnungsda-
ten beispielhaft vorgetragen, ist 
die Glaubwürdigkeit in die kas-
senseitig vorgelegte Datenlage 

erschüttert. Sodann muss die be-
hauptete Regresssumme vollstän-
dig belegt werden. 

Bisherige Annahmen von Prüf-
gremien, die Rezepte müssten 
nur anteilig vorgelegt werden 
(z. B. 85% in Niedersachsen oder 
33% in Westfalen-Lippe) sind mit 
dem neuen Urteil des Bundessozi-
algerichts gegenstandslos. Die Re-
zepte müssen sodann vollständig 
vorgelegt werden (im Original 
oder in lesbarer Kopie). Gelingt 
dies nicht, kann als Regresssum-
me nur von dem nachgewiesen 
Verordnungsvolumen ausgegan-
gen werden.

Dieses gilt bei allen Prüfverfah-
ren. Nach Auffassung des Senats 
handelt es sich bei einem Arznei-
kostenregress um einen verschul-
densunabhängigen Schadens-
ersatzanspruch. Dieser ist nur 
begründet, wenn der gesamte 
Schaden auch bewiesen ist. Die-
ses gilt erst recht für eine Richt-
größenprüfung, denn anders als 
bei einer Durchschnittsprüfung, 
bei der die Kürzung im Ermessen 
der Prüfgremien steht, handelt 

es sich bei einer Richtgrößenprü-
fung um eine gebundene Ent-
scheidung: bei einer Überschrei-
tung des Schwellenwertes (von 
mehr als 25%) hat der Vertrags-
arzt den sich daraus ergebenden 
Mehraufwand zu erstatten. Die 
exakte Feststellung, in welcher 
Höhe Kosten veranlasst wurden, 
um ausgehend von diesem Betrag 
Praxisbesonderheiten zu berück-
sichtigen, um dann festzustellen, 
ob ein Mehraufwand vorliegt, ist 
deshalb unerlässlich.

Nach dieser Grundsatzentschei-
dung des Bundessozialgerichts 
dürften bereits viele Verfahren 
aus formellen Gründen zum Er-
liegen kommen. Wird die Daten-
erfassung und Übermittlung bei 
den Krankenkassen nicht opti-
miert, können Ärzte diese Prü-
fungen zeiteffi zient mit formel-
len Gründen bekämpfen. 

Urteil des BSG vom 27. April 2005  
- Az: B 6 KA 1/04 R

RA Jörg Hohmann, Hamburg; 

RA Dr. Thomas Schlegel, Frankfurt;  

Prof. Dr. med. Gudrun Neises, 

Europa FH Fresenius
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Auf dem Ärztetag im Jahr 2002 
wurde unter Berücksichtigung 
neuester Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes noch-
mals eine Novellierung durchge-
führt. Der 107. Deutsche Ärzte-
tag im Mai letzten Jahres setzte 
dann ein wie ein Paukenschlag. 
Eine neue Berufsordnung wurde 
verabschiedet - zum Teil auch als 
logische Konsequenz des Gesund-
heitsreformgesetzes 2004 mit den 
dort niedergelegten neuen For-
men der ärztlichen Tätigkeit. 

Der Wettbewerb unter den ver-
schiedenen Versorgungsformen 
verlangte nach Liberalisierungen 
im Standesrecht. Denn mit dem 
Reformgesetz sehen sich die nie-
dergelassenen Ärzte zunehmend 
dem Druck der Konkurrenz durch 
Medizinische Versorgungszent-
ren und größeren Kooperatio-
nen ausgesetzt. Zugleich folgt die 
neue MBO den deutlicheren Ten-
denzen in der Rechtsprechung, 
die Verfassungsmäßigkeit der be-
stehenden einzelnen Kammerbe-
rufsordnungen anzuzweifeln.

Bereits im September 2004 be-
schloss die Delegiertenversamm-
lung der Ärztekammer Berlin die 
Änderungen der MBO zu über-
nehmen, wie auch die Liberali-
sierungen zu den Werbemöglich-
keiten aus den vorhergehenden 
Ärztetagen. Anfang Mai 2005 ge-
nehmigte die zuständige Senats-
verwaltung für Gesundheit und 
Soziales die neue Berufsordnung 
der Berliner Ärzte, die nunmehr 
seit dem 21.05.2005 in Kraft ist. 

Mit dieser Umsetzung der MBO in 
die kammerbezogene Berufsord-
nung entfaltet sich auch Rechts-
wirkung für das einzelne Kam-
mermitglied. 

Nach der Regelung in der bis-
herigen MBO durften niederge-
lassene Ärzte nur einer einzigen 
Berufsausübungsgemeinschaft 
angehören; ausgenommen wa-
ren nur Kooperationen mit einem 
Krankenhaus. Diese Beschrän-
kungen hebt §17 Abs.2 der neu-
en Berufsordnung nunmehr auf. 
Die Bildung von Filialen einer Ein-
zelpraxis ist damit ebenso berufs-
rechtlich zulässig wie so genannte 
überörtliche Gemeinschaftspra-
xen (§18). 

Der niedergelassene Arzt darf 
nun an verschiedenen Orten ärzt-
lich tätig sein, sofern „in jedem 
Einzelfall“ Vorkehrungen für eine 
ordnungsgemäße Versorgung der 
Patienten getroffen sind. An die-
ser Stelle geht die neue Berufs-
ordnung der Berliner Ärzte sogar 
über die MBO hinaus; dort wurde 
zur Vermeidung von Filialbildung 
eine Begrenzung auf zwei weite-
re Standorte festgelegt. 

Die überörtliche Kooperation 
muss einen gemeinsamen Pra-
xissitz wählen. An jedem der an-
deren Sitze muss ein Partner der 
Kooperation hauptberufl ich tä-
tig sein, §18 Abs.2 der Berufsord-
nung. Damit wird das klassische 
Berufsbild des in Einzelpraxis an 
einem Standort tätigen Arztes 
aufgegeben. Auch die Unterschei-
dung zwischen ausgelagerten 

Praxisräumen und Zweigpraxis/
Zweitpraxis fi ndet nicht mehr 
statt. Diese Neuregelung ist, ob-
wohl überfällig, eine Revolution. 
Sie wird den Druck auf die Ein-
zelpraxis verstärken, über me-
dizinisch und wirtschaftlich pas-
sende Partner nachzudenken, die 
leichter eine moderne, auch fach-
übergreifende, Medizin erbrin-
gen können.

In §23 b der neuen Berufsord-
nung wurde die bereits im Vorfeld 
schon bestehende Möglichkeit der 
„medizinischen Kooperationsge-
meinschaft“ zwischen Ärzten und 
Angehörigen anderer Heilberufe 
neu gefasst. In Betracht kommen 
die Partnerschaftsgesellschaft wie 
auch die BGB-Gesellschaft. Nach 
der Neuregelung werden Ange-
hörige aller staatlichen medizi-
nischen Ausbildungsberufe und 
Angehörige aller akademischen 
medizinischen Berufe umfasst. 
Eine Kooperationsgemeinschaft 
zwischen Ärzten und Heilprakti-
kern bleibt danach weiterhin aus-
geschlossen.

Auf der anderen Seite blieben 
aber auch Errungenschaften der 
MBO in der Berliner Kammerord-
nung unberücksichtigt. Die in der 
Musterberufsordnung durchaus 
vorgesehene Heilkunde-GmbH 
bleibt in Berlin weiterhin un-
zulässig. Ebenfalls ist die in der 
MBO enthaltene Regelung, wo-
nach niedergelassene Ärzte Kol-
legen anderer Fachgebiete an-
stellen und deren Leistung als 
eigene Leistung abrechnen kön-

Die neue Berufsordnung

Eine größere Revolution  

Die Entwicklung war schon lange absehbar. Liberalisierungen – zunächst durch die Rechtsprechung 
veranlasst – verschafften sich in den letzten Jahren immer mehr Raum im ärztlichen Berufsrecht. Im 
Bereich der ärztlichen Außendarstellung setzte mit dem 103. Deutschen Ärztetag 2000 in Köln eine 
standesrechtlich geschriebene Trendwende ein. So wurde damals die Novellierung der §§ 27, 28 der 
Musterberufsordnung (MBO) beschlossen und das Werbeverbot in erheblicher Weise entschärft. 
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nen, nicht in die Berliner Berufs-
ordnung transformiert worden.

Die höchstgerichtlich festgestell-
ten neuen Freiheiten und Libe-
ralisierungen nach der MBO im 
Rahmen der Präsentationsmög-
lichkeiten des Arztes nach außen 
wurden bei der neuen Berliner 
Berufsordnung ebenfalls berück-
sichtigt. §27 der neuen Berufs-
ordnung legt dar, dass die Gren-
zen der Darstellung nach außen 
sich im Patientenschutz fi nden. 
Ihm sollen allein sachgerech-
te und angemessene Informatio-
nen angeboten werden. Von der 
höchstrichterlichen Rechtspre-
chung vorgegeben, stellt sich die 
ärztliche Werbung nur dann als 
unzulässig dar, wenn sie anprei-
send, irreführend oder verglei-
chend ist. Bei den Öffnungen des 
Berufsrechtes müssen aber stets 

die weiteren gesetzlichen Rest-
riktionen, wie z.B. das Heilmittel-
werbegesetz beachtet werden.  

Fazit: 

Die neue Berufsordnung der 
Berliner Ärzte als Reaktion auf 
die MBO und das Reformgesetz 
2004 bietet neue Möglichkeiten 
und eröffnet Chancen für den ex-
pansionswilligen Arzt. Dies gilt 
im Hinblick auf neue Kooperati-
onsmöglichkeiten wie auch für 
die liberalere Ausgestaltung der 
Präsentationsmöglichkeiten. Zu 
beachten sind allerdings die Rest-
riktionen des Vertragsarztrechtes, 
auf die eine Berufsordnung ge-
nerell keinen Einfl uss hat. Denn 
im Bereich der vertragsärztlichen 
Versorgung können die Formen 
der Kooperation ggf. erst dann 

Meldepfl icht bei Kündigung

Arbeitgeber haftet nicht bei fehlendem Hinweis  

Persönliche Meldepfl icht - Seit dem 1. Juli 2003 muss sich jeder Arbeitnehmer unverzüglich nach 
Kenntnis seiner Kündigung persönlich bei der Agentur für Arbeit als arbeitssuchend melden. Dies 
bestimmt §37b SGB III. Verspätung führt zur Kürzung des Arbeitslosengeldes bis zu 1.500,00 Euro 
(§140 SGB III) . Dabei soll der Arbeitgeber den von der Entlassung betroffenen Arbeitnehmer auf die 
Meldepfl icht hinweisen. 

genutzt werden, wenn zuvor das 
SGB V und die Zulassungsverord-
nung geändert werden. 

Hier sind bereits Gesetzesvorha-
ben in die Wege geleitet. Zudem 
wird die Auffassung vertreten, 
dass eine Änderung für die Fälle 
gar nicht erforderlich ist, in denen 
die Grenzen der KV (oder aber 
die Planungsbereiche einer KV) 
nicht überschritten werden. Erst 
hier ergeben sich aus der Bedarfs-
planung und der föderalen Glie-
derung des KV-Systems klare Be-
grenzungen aus den gesetzlichen 
Grundlagen. Verbleibt der expan-
dierende Arzt hingegen in seinem 
Planungsbereich, dürfte das SGB 
V keine Schranken aufweisen.

RAe Ralf Großbölting und 

Martin Berger, kwm Rechtsanwälte, 

www.kwm-rechtsanwaelte.de

Unterlässt der Arbeitgeber die-
sen Hinweis und kommt es da-
durch zu einem Schaden für den 
Arbeitnehmer, so haftet nach 
neuerer Rechtsprechung des Lan-
desarbeitsgerichtes Düsseldorf 
der Arbeitgeber jedoch nicht (Ur-
teil vom 29.09.2004, Az: 12 Sa 
1323/04). Es hat festgestellt, dass 
die Arbeitgeberpfl icht nach §2 
Abs.2 SGB III lediglich eine Soll- 
und keine Mussvorschrift ist. 

Anderenfalls hätte der Gesetz-
geber konkret beschreiben müs-
sen, wie und wann dieser Hinweis 
in welcher Form dem Arbeitneh-

mer zu erteilen ist. Allerdings 
könnte im Einzelfall doch eine 
gesteigerte Hinweispfl icht des 
Arbeitgebers bestehen. Nämlich 
dann, wenn der Arbeitgeber ei-
nen Aufhebungsvertrag initiiert 
und dabei den Eindruck erweckt 
hätte, auch die Interessen des Ar-
beitnehmers hinsichtlich Arbeits-
losengeldbezuges berücksichtigt 
zu haben.

Bei befristeten Arbeitsverhältnis-
sen muss die Meldung des Been-
digungszeitpunktes bei der Agen-
tur für Arbeit übrigens schon drei 
Monate vorher erfolgen. Keine 

Meldepfl icht besteht, wenn ein 
betriebliches Ausbildungsverhält-
nis endet. 

Apropos: Kündigungen und Be-
fristungen des Arbeitsverhältnis-
ses sind nur wirksam, wenn sie 
schriftlich erfolgen. 

Sinn der verschärften Melde-
pfl icht ist, dass Arbeitnehmer 
dazu bewegt werden sollen, un-
verzüglich die Beschäftigungssu-
che aufzunehmen und Arbeits-
losigkeit möglichst gar nicht erst 
entstehen zu lassen.

RA Moina Beyer-Jupe, RAe.Jupe@t-

online.de, www.beyer-jupe.de
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Im Bereich der MVZs ist einiges 
in Bewegung: Krankenhäuser 
gründen Versorgungszentren 
an ihrem Standort, Pharmafi r-
men versuchen Einfl uss auszu-
üben, große Gemeinschafts-
praxen wandeln sich zum 
MVZ. Der zweite Schritt liegt 
nahe: Die integrierte Versor-
gung, also Einzelverträge mit 
den Krankenkassen. Verlierer 
ist der „kleine“ Arzt an der 
Ecke, dessen Punktwert lang-
sam verfällt.
Konsequenz: Viele Ärzte den-

ken über Kooperationen oder 
gar ein „eigenes“ MVZ nach.  
Ebenfalls eine Vielzahl neu-
er Perspektiven eröffnet die 
neue Berufsordnung für Ärzte 
(BOÄ) in Berlin. Die wichtigs-
ten im Überblick:
Bisher durften niedergelas-

sene Ärzte nur einer einzigen 
Berufsausübungsgemeinschaft 
angehören; ausgenommen Ko-
operationen mit einem Kran-
kenhaus. Diese Beschränkun-
gen hebt §17 Abs.2 BOÄ auf. 
Die Bildung von Filialen einer 
Einzelpraxis ist damit eben-
so berufsrechtlich zulässig wie 
so genannte überörtliche Ge-
meinschaftspraxen (§18). Da-
mit wird das klassische Be-
rufsbild des in Einzelpraxis an 
einem Standort tätigen Arztes 
aufgegeben. Nach §23b BOÄ 
kann eine „medizinische Koo-
perationsgemeinschaft“ zwi-
schen Ärzten und Angehöri-
gen anderer Heilberufe (bis 
auf Heilpraktiker) in Form der 
Partnerschaftsgesellschaft wie 

auch der GbR ausgeübt wer-
den. 
Einige Entwicklungen blei-

ben in der BOÄ unberück-
sichtigt: Die Heilkunde-GmbH 
bleibt in Berlin ebenso unzu-
lässig wie die Anstellung von 
Ärzten anderer Fachgebiete. 
Stets zu beachten ist im Üb-
rigen das Vertragsarztrecht: 
In diesem Bereich können die 
Formen der Kooperation mög-
licherweise erst dann genutzt 
werden, wenn SGB V und Zu-
lassungsverordnung geändert 
sind.
Bei Privathaushalten hat 

sich die strategische Finanz-
planung immer mehr durch-
gesetzt. Im betrieblichen Be-

reich wird sie noch zu wenig 
genutzt. Dabei ist gerade hier 
eine zukunftsgerichtete Pla-
nung von existentieller Bedeu-
tung. Dies umso mehr, als zwi-
schen der betrieblichen Sphäre 
und dem Privatbereich Wech-
selwirkungen bestehen. Ins-
besondere bei Freiberufl ern 
schlägt eine Änderung der 
Einnahmen- und Ausgaben in 
der Praxis sofort auf den priva-
ten Bereich durch. Aktive Pla-
nung heißt hier Zukunftssiche-
rung beim Wettbewerb um die 
knappen Budgets. 
Eine unverzichtbare Stand-

ortbestimmung bedeutet ge-
gebenenfalls eine strategische 
Neuausrichtung. Ein Beispiel

W
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MVZ und neue Berufsordnung

Was ist möglich? Was ist nötig?

Medizinische Versorgungszentren (MVZ) werden ein zentraler Bestandteil in der Gesundheitsversor-
gung der Zukunft sein. Ärzte außerhalb von MVZs sehen sich starker Konkurrenz ausgesetzt. Mög-
lichkeiten, im Wettbewerb zu bestehen, eröffnet den Berliner Ärzten ihre neue Berufsordnung.

Quo vadis Arzt
- ein Blick nach vorn

Die Medizinergeschäftsstellen Berlins von MLP Private Finance 
laden Sie herzlich ein zu einem Vortrag zum Thema 

MBO - Die neue Berufsordnung,
integrierte Versorgung und

MVZ - Medizinische Versorgungszentren

am 20. Oktober 2005 um 19:00 Uhr im Swissôtel Berlin 
Als Referent konnten wir einen Partner der renommierten medizin-
rechtlichen Kanzlei für Wirtschaft und Medizin, kwm, gewinnen.

Die nächsten Jahre werden den Arztberuf stark verändern. Der Gesetzgeber hat durch 
die neue Berufsordnung die Wahlmöglichkeiten bei den Niederlassungs- und Koope-
rationsformen deutlich erweitert. Ohne ein klares wirtschaftliches Konzept wird es 
schwieriger für Ärzte, im Wettbewerb mit  den Medizinischen Versorgungszentren 
und den großen Kooperationen erfolgreich zu bestehen.

Jeder Arzt hat sich die Frage zu beantworten, ob er auf diese Entwicklung reagiert 
und wie er sich und seine Praxis in Zukunft positioniert. Wir möchten Ihnen im Rah-
men dieser Veranstaltung Möglichkeiten aufzeigen, die richtigen Weichenstellungen 
für den sich verändernden Markt der medizinischen Versorgung vorzunehmen. 

Verbindliche Anmeldungen richten Sie bitte an 
MLP Berlin I, Podbielskiallee 25-27, 14195 Berlin, Tel. 030/844146-0 oder 

Berlin1@mlp.de. Es wird eine Veranstaltungsgebühr in Höhe von 50,-- Euro 
erhoben. MLP Kunden zahlen 40,-- Euro.
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ben dem betrieblichen Darle-
hen, den Lebenshaltungskos-
ten und den Beiträgen zum 
Versorgungswerk weitere fi xe 
private Verpfl ichtungen wie 
die Finanzierung einer selbst-
genutzen Immobilie und Bei-
träge zur Altersvorsorge. Un-
terschreiten die Praxiserträge 
nach Steuern diese Grenze, 
führt dies zu einer Existenzbe-
drohung. Die einzelnen Kos-
tenpositionen sind also re-
gelmäßig zu überprüfen und 
rechtzeitig zu optimieren. 
Die betriebswirtschaftliche 

Planung muss ebenfalls auf die 
Verbesserung der Einnahmen 

zielen. Dazu gehören auch ein 
Qualitätsmanagement und ein 
Marketingkonzept. Nur wenn 
alle Bereiche sinnvoll inei-
nander greifen, wird die Pra-
xis auch in der Zukunft  wirt-
schaftlich tragfähig sein. Die 
Änderung der Berufsordnung 
mit allen neuen Kooperations-
möglichkeiten und Organisati-
onsformen stellt nicht nur ein 
Risiko dar, sondern auch eine 
Chance, die Zukunft aktiv zu 
gestalten.

Autoren: Rechtlich - RA Barhta, 

Kanzlei für Wirtschaft und Medizin 

– kwm; wirtschaftlich - Patrick Pusch, 

Certifi ed Financial Planner (CFP), MLP 

Private Finance.

Nachdenken über  die Zukunft: Bei 

der Planung müssen Verbesserung 

der Einnahmen, Qualitätsmanage-

ment und Marketingkonzept inei-

nander greifen
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Zielgruppe dieses neuen An-
gebots sind alle Mitglieder des 
„Geriatrischen Teams“, also Ärz-
te, Pfl egekräfte, sowie Mitarbei-
tende des Sozialdienstes und der 
therapeutischen Fachrichtungen. 
Dieser berufsgruppenübergrei-
fende Ansatz ist ein großes Plus 
dieser neuen Fortbildung. Die 
Perspektiven der einzelnen Pro-
fessionen werden besser verstan-
den und die Teamarbeit kann da-
durch optimal gestaltet werden, 
was anschließend direkt der Qua-
lität von Behandlung und Pfl ege 
zugute kommt. Mit diesem konse-
quenten interdisziplinären Team-
ansatz bildet „Zercur Geriatrie“ 
die speziellen Anforderungen an 
das Personal in der Geriatrie in 
besonderem Maße ab. 

Jede Fortbildung steht heute je-
doch immer mehr im Spannungs-
feld der Ökonomie. Aus diesem 
Grund wurde „Zercur Geriatrie“ 
ganz bewusst als Grundlagenlehr-
gang in Ergänzung der bestehen-
den, zeitlich umfassenden Wei-
terbildungsangebote entwickelt. 
Zentrale Zielsetzung von „Zercur 
Geriatrie“ ist es, in einem über-
schaubaren zeitlichen Umfang in-
terdisziplinäres Grundlagenwis-
sen zu wichtigen geriatrischen 
Themenfeldern zu vermitteln. 

Inhaltliche Bausteine von Zercur 
sind u.a. Demenz, Depression, In-
kontinenz, Ernährung sowie Mo-
bilität. Um dem ganzheitlichen 
Ansatz und Anspruch in der kli-
nischen Geriatrie gerecht zu wer-
den, wurden zudem auch geron-
tologische und ethische Themen 

Bestandteil des Fortbildungs-
planes.

Um „Zercur Geriatrie“ bundes-
weit in der angedachten Qualität 
anbieten zu können und die Or-

ganisation zu erleichtern, werden 
die Strukturen der Bundesarbeits-
gemeinschaft genutzt. Ziel ist es 
ab, Mitte 2006 „Zercur Geriatrie“ 
als einen von der BAG zertifi zier-
ten Lehrgang fl ächendeckend an-
bieten zu können. Vor diesem 
Hintergrund wurde das Konzept 
vom Vorstand der Bundesarbeits-
gemeinschaft verabschiedet und 
eine Pilotphase bis März nächsten 
Jahres gestartet. 

Zu den ersten Piloteinrichtungen 
gehören u.a. die Bethesda Geria-
trische Klinik in Ulm, die Akade-
mie des Bethanien-Krankenhau-
ses in Heidelberg, die Akademie 
des Evangelischen Geriatriezen-
trums in Berlin, das Albertinen-
Haus in Hamburg, die Rummels-
berger Anstalten sowie ein 
Zusammenschluss mehrerer Ein-

richtungen in Niedersachsen (u.a. 
in Osnabrück, Telgte und Vechta) 
sowie in Sachsen-Anhalt (u.a. San-
gerhausen).

Um ein Höchstmaß an Flexibi-
lität zu erreichen, ist 
der neuntägige Lehr-
gang modular auf-
gebaut. Im Rahmen 
der Pilotphase wer-
den dabei verschiede-
ne Durchführungsfor-
men (Blockkurs bzw. 
verschiedene Modu-
laufteilungen) getes-
tet. Der team- und 
praxisorientierte An-
satz wird durch einen 
Hospitationstag in ei-
ner klinisch-geriatri-
schen Einrichtung un-

terstrichen. Nach Absolvierung 
aller Abschnitte muss abschlie-
ßend ein Fallbeispiel ausführlich 
bearbeitet werden. Die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Klinisch-
Geriatrischen Einrichtungen 
bestätigt anschließend die erfolg-
reiche Teilnahme an „Zercur Geri-
atrie“ mit einem Zertifi kat.

Nach Abschluss der Pilotphase 
im Frühjahr 2006 wird Zercur vor 
dem Eintritt in den Regelbetrieb 
hinsichtlich seiner inhaltlichen 
und organisatorischen Gestaltung 
evaluiert. 

Weitere Informationen: 

Dirk van den Heuvel, 

Reinickendorfer Str. 61, 13347 Berlin, 

Tel.: 030 / 4594 – 1506, 

E-Mail: 

Dirk.van-den-Heuvel@charite.de, 

www.bag-geriatrie.de 

Neue Fortbildung

Zertifi ziertes Curriculum Geriatrie 

Ab Herbst dieses Jahres wird ein neuer, von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Klinisch-Geriatri-
schen Einrichtungen e.V. (BAG) zertifi zierter Fortbildungslehrgang „Zertifi ziertes Curriculum Geria-
trie (Zercur Geriatrie)“ erstmalig von mehreren klinisch-geriatrischen Einrichtungen in Deutschland 
als Pilotprojekt angeboten. 

Der geriatrische Patient im Mittelpunkt: 
Zertifi zierte Fortbildung 
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1. V.A.C. Kongress Berlin
Auskünfte:  Tel. 030/5518 2311, Fax -12

Modernes Wundmanagement - Indi-
kationen und Erfahrungen
Referent: Prof. Dr. med. habil. K. 
 Gellert
Datum: 24.9., 9-16h
Ort: „Alte Pumpe“, Lützowstr.   
 42, 10785 Berlin
Gebühr: 20,-Euro

Berliner Institut für Psychothera-
pie und Psychoanalyse (BIPP)
Auskünfte:  BIPP, Tel. 2147 4678, Fax -9

Balint-Gruppe
Referent: Dr. L. Schlüter-Dupont, 
 Dr. K.-J. Lindstedt
Datum: 8.9.2005, 20.30 Uhr
Ort: BIPP, Münchener Str. 24, 
 10779 Berlin
Sonstiges: fortlaufend, 14-tägig

Intervision (zertifi ziert) für psycho-
therapeutisch tätige ÄrztInnen und 
PsychologInnen
Referent: Dr. L. Schlüter-Dupont
Datum: 16.9.2005, 20.15 Uhr
Ort: BIPP, Münchener Str. 24, 
 10779 Berlin
Sonstiges: für Gäste kostenfrei

Berliner Krebsgesellschaft e.V.
Auskünfte:  Tel.: 030-280 41 955, Fax: 
030-282 41 36, info@berliner-krebsgesell-
schaft.de

14. Seminar für die Pfl egeberufe in 
der Onkologie - „Neue Therapiekon-
zepte und Standards der Supportiv-
therapie von Tumorpatienten“
Referent: E. Thiel, Berlin
Datum: 28.09.05, 9.30-16 Uhr
Ort: Haus der Kaiserin-Friedrich- 
 Stiftung,  Robert-Koch-Platz 7
Gebühr: kostenlos
Sonstiges: Da die Anzahl der Plätze 
 begrenzt ist, wird um 
 Anmeldung gebeten.

Berliner Psychoanalytisches Ins-
titut
Auskünfte:  Tel. 030-26554918, 
sekretariat@bpi-psa.de

Psychoanalytische Kunstbefragung - 
Öffentliche Vortragsreihe
Datum: 17.10., 31.10., 14.11., 28.11.,  
 12.12., jeweils 20.15 Uhr
Ort: Litearturhaus Berlin e.V., 
 Fasanenstr. 23, 10719 Berlin
Gebühr: 5 Euro, Studenten frei

Berliner Psychoanalytisches Insti-
tut e.V., Karl-Abraham-Institut
Auskünfte:  Tel. 030/2655 4918, Fax -19

Balintgruppen für Ärzte und Klini-
sche Psychologen
Referent: Dr. med. Michael Mühlinghaus
Datum: 14-tägig mittwochs, 20.30-22h
Ort: Körnerstr. 11, 10785 Berlin

Gebühr: 220,-Euro/Semester

Brandenburgische Akademie für 
Tiefenpsychologie und analyti-
sche Psychologie e.V.
Auskünfte:  Tel. 0355/472845, Fax 
0355/472647

Psychoanalyse Aus-/Weiterbildung, 
Psychotherapie Aus-/Weiterbildung 
für Ärzte und Psychologen, Vorle-
sungszyklus Psychotherapie/Tiefen-
psychologie
Referent: Dr. med. Roger Kirchner
Datum: einmal monatlich
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 2.000,- Euro/Kurs Ärzte,   
 9.000,- Euro Psychologen
Punkte: 224 Punkte f. ärztl. Weiterbil
 dung, 600 Pkte. für psychol.  
 Ausbildung

Vorlesungszyklus Psychoanalyse
Referent: Dr. med. Roger Kirchner
Datum: einmal monatlich
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 1.500,- Euro/Jahr (5 Jahre)
Punkte: 600 Punkte für Ärzte und 
 Psychologen (Theorie)

Gesprächstraining zur Patientenbe-
treuung
Referent: Dr. med. Roger Kirchner, Dr. 
med. Karin Walz
Datum: Sa., nach Anforderung
Ort: St. Johanneshaus, Cottbus,  
 Adolph-Kolping-Str. 16
Gebühr: 120,- Euro/16 UE/2 Tage
Punkte: 16 Punkte für Ärzte und 
 Psychologen

Psychosomatische 
Grundversorgung
Referent: Rainer Suske
Datum: auf Anfrage
Ort: Cottbus
Gebühr: 1.000,- Euro/Kurs (ca. 80h)

Balintgruppenarbeit
Referent: Dr. med. Roger Kirchner
Punkte: 4 Punkte für Ärzte und 
 Psychologen

Deutsche Gesellschaft für ärztli-
che Hypnose und autogenes Trai-
ning - Landesstelle Berlin
Auskünfte:  Frau Dr. Bürmann-Plümpe, 
Tel. 854 50 65, Fax. 854 50 66

Hypnose I
Referent: Frau Dr. Bürmann-Plümpe
Datum: 3. und 4. September 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Hypnose II
Referent: Frau Dr. Bürmann-Plümpe
Datum: 22. und 23. Oktober 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro

Punkte: 18

Hypnose III
Referent: Frau Dr. Bürmann-Plümpe
Datum: 10. und 11. Dezember 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Hypnose III
Referent: Frau Dr. Bürmann-Plümpe
Datum: 17 und 18. September 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Auskünfte:  Frau Dr. Schmidt, Tel. 855 
24 00, Fax. 8550 6065

Autogenes Training I
Referent: Frau Dr. Schmidt
Datum: 5. und 6. November 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Autogenes Training II
Referent: Frau Dr. Schmidt
Datum: 3. und 4. Dezember 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Progressive Muskelentspannung 
nach Jacobson I
Referent: Frau Dr. Schmidt
Datum: 24. und 25. September 2005
Ort: Hildegardstr. 31, 10715 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 15

Autogenes Training III
Referent: Herr Dr. Schildbach,
 Frau Dr. Schmidt
Datum: 26. und 27. November 2005
Ort: Praxis Dr. Schildbach, Südstern  
 4, 110961 Berlin
Gebühr: 260 Euro
Punkte: 18

Deutsche Gesellschaft für 
Individualpsychologie e.V., Lan-
desverband Berlin
Auskünfte:  Kai-Uwe Brox, Wind-
scheidstr. 4, 10627 Berlin

Arbeitslosigkeit - eine Herausforde-
rung für die Psychotherapie
Referent: Dr. Almuth Bruder-Bezzel
Datum: 02. Dez. 2005
Ort: Literaturhaus Berlin, 
 Fasanenstr. 23, 10719 Berlin
Gebühr: EUR 5 für Nicht-Mitglieder,  
 EUR 4 für Mitglieder der DGIP
Punkte: 2

Psychosomatik: Spiegel und Sprache 
der Seele
Referent: Dr. Jörg Stute
Datum: 28. Okt. 2005
Ort: Literaturhaus Berlin, 
 Fasanenstr. 23, 10719 Berlin
Gebühr: EUR 5 für Nicht-Mitglieder,  
 EUR 4 für Mitglieder der DGIP

Ärztlicher Fortbildungskalender
Für die Mitteilungen tragen die Veranstalter die Verantwortung, die Redaktion übernimmt nur die presserechtliche Verantwortung.

Wir bitten um Ihr Verständnis, dass wir die Meldung Ihrer Fachfortbildungsveranstaltungen nur noch elektronisch 
annehmen können. Bitte informieren Sie sich unter www.berliner-aerzteverlag.de/fortbildung die Möglichkeiten und 
Tools der elektronischen Meldung. Vielen Dank!
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Orthopädisches Zentrum für 
Schulterchirurgie
Auskünfte:  Dr. med. U. Kuhlee, Prero-
wer Platz 4, 13051 Berlin

Aktuelle Trends der Schulterchirurgie 
- Instabilität, Frakturen, Prothetik
Referent: Dr. med. U. Kuhlee, Priv.-Doz.  
 Dr. med. K. Labs, Dr. med. 
 F. Reuther
Datum: 2.11.2005, 19 Uhr
Ort: Medizinzentrum Lichtenberg,  
 Frankfurter Allee 231, 10365  
 Berlin, Konferenzraum, 4. 
 Etage
Punkte: Zertifi zierung beantragt (4)
Sonstiges: Parkmöglichkeit Tiefgarage

Dr. Ralph Schoeller, Chefarzt 
Med. Klinik II - Kardiologie, DRK 
Kliniken Westend
Auskünfte:  Sekretariat Med. Klinik II, 
Frau Knoblich, Tel. 030/ 30 35 4305

14. Kardiologisches Seminar, Med. 
Klinik II DRK Kliniken Berlin | Wes-
tend, Funktionsdiagnostik in der 
Kardiologie, Rationaler und rationel-
ler Einsatz in Klinik und Praxis
Datum: 26. Oktober 2005
Ort: Großer Hörsaal, DRK Kliniken  
 Berlin | Westend, Spandauer  
 Damm 130, 14050 Berlin
Gebühr: keine
Punkte: durch die ÄK mit 4 Punkten

Ebel-Kliniken, Heinrich Heine Kli-
nik
Auskünfte:  Tel: 033208/56-0, Fax: 
56651, E-Mail: koch.hhk@ebel-kliniken.
com

Durch die Nacht zum Licht, Psycho-
analytische Aspekte der Depression 
- Aktueller Stand der pharmakologi-
schen Hilfsmöglichkeiten
Referent: Prof.Dr.med. Peter Kutter,   
 Dr.med. Jörg Koch
Datum: Mi., 28.9.2005, 18.00 Uhr
Ort: Vortragssaal der Heinrich-
 Heine-Klinik, Am Stinthorn 42
Punkte: FB-Punkte beantragt.

EUROFORUM
Auskünfte:  Tel. 0211/9686-3637, Tel. 
0211/9686-4040

MVZ-Medizinische Versorgungszent-
ren, Von der Gründung zum Betrieb - 
Praxiswissen aus 1. Hand
Referent: Dr. Thomas Bohle, Prof. Dr.  
 Thomas Kersting, Sascha Voigt  
 de Oliveira
Datum: 29.9., Köln, 3.11., Berlin
Gebühr: 1.099,- Euro

Gesellschaft für Geburtshilfe und 
Gynäkologie
Auskünfte:  Tel. 30 88 89-25

Wissenschaftliche Sitzung - Gynäko-
logische Krebsvorsorge: Was bringt 
der HPV-Nachweis, Gynäkologische 
Krebsvorsorge: Prophylaktische und 
therapeutische Impfung
Datum: 21.09.05, 19.30 Uhr
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus, 
 Robert-Koch-Platz 7, Robert- 
 Koch-Platz 7, 10115 Berlin

Wissenschaftliche Sitzung: Beratung 

elle Medizin, Dr. Karl-Sell-Ärzte-
seminar
Auskünfte:  Sekretariat der M.W.E.

Kurs III - Manuelle Medizin für Ärzte
Referent: Dr. Hartmann, Dr. Thiele, 
 Dr. Lawall
Datum: 15.-18.9. und 22.-25.09
Ort: Berlin
Gebühr: Mitglieder 555,-Euro, 
 Nichtmitglieder 675,-Euro

Deutscher Hausärzteverband
Auskünfte:  Tel. 030/3129243

Informationen und Praxisbörse für 
angehende Hausärzte, 28. Deutscher 
Hausärztetag vom 28. Sep. bis 01. 
Okt. 2005
Datum: Fr., 30.9.05, 14–16:30 Uhr
Ort: Dorint Novotel Hotel, 
 Sanssouci, Jägerallee 20,   
 14469 Potsdam
Sonstiges: Die Teilnahme ist kostenfrei,  
 Anmeldung erforderlich!

Deutscher Verband Technischer 
Assistentinnen und Assistenten 
in der Medizin e.V. (dvta)
Auskünfte:  www.dvta.de oder Tel. 
040-235 1170

Morphologietage
Datum: 30.9. - 1.10.2005
Ort: Kassel

Qualitätsforum: Qualitätsstandards 
und Qualitätssicherung in der Me-
dizin
Datum: 11.10.2005
Ort: Offenburg

Dr. Herbert A. F. Hofmann
Auskünfte:  Fon 030/44 33 99 0, Fax 
030/44 33 99 26,E-Mail: praxis@dr-hof-
mann-chirurgie.de

Komplikationsvermeidung bei Port-
Katheter-Systemen
Referent: Dr. Herbert A. F. Hofmann
Datum: 19.10.2005, 17-19 Uhr
Ort: Kassenärztliche Vereinigung  
 Berlin, Konferenzraum, 
 Masurenallee 6 A, 14057  B.
Punkte: Ärztekammer Berlin, 2 Punkte

Dr. med. Jochen Korsukewitz
Diagnostik und Therapie der diasto-
lischen Herzinsuffi zienz
Referent: PD Dr. Tschöpe
Datum: 20.9.05, 19.30 Uhr.
Ort: Reinickendorfer Str. 5, 
 13347 Berlin-Wedding

Transsexualismus, Möglichkeiten 
und Grenzen
Referent: Prof. Dr. med. habil. 
 K. Gellert,Prof. Dr. med.
 D. Elling
Datum: 8.9., 15h
Ort: Oskar-Ziethen-Krkhs., 
 Speisesaal, Eing. Hubertusstr.

Aktueller Algorithmus der Reanima-
tion
Referent: Prof. Dr. med. habil. K. Gellert, 
M. Reinhold
Datum: 22.9., 15h
Ort: Oskar-Ziethen-Krkhs.,
 Speisesaal, Eing. Hubertusstr.

Dr. med. U. Kuhlee / 

Punkte: 2

Deutsche Gesellschaft für Manu-
elle Medizin, Ärzteseminar Berlin 
(ÄMM) e.V.
Auskünfte:  Sekretariat der ÄMM, 
Frankfurter Allee 263, D-10317 Berlin, Tel. 
030/522-79440, Fax 030/522-79442, e-mail 
- AEMM.Berlin@t-online.de

Weiterbildungskurse zum Erwerb 
der Zusatzbezeichnung Chirothera-
pie für Ärzte, Theorie- und Informa-
tionskurs
Datum: 22.10. – 23.10.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 12 UE
Gebühr: 90,00 EUR

Extremitätenkurs Ä1
Datum: 24.10. – 30.10.2005
Datum: 26.11. – 02.12.2005
Sonstiges: 60 UE
Gebühr: 555,00 EUR

Wirbelsäulenkurs Ä2
Datum: 05.09. bis 11.09.05
Ort: Berlin
Sonstiges: 60 UE
Gebühr: 555,00 EUR

Wirbelsäulenmanipulationskurs Ä3
Datum: 07.10. – 11.10.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 40 UE
Gebühr: 380,00 EUR

Ärzteabschlusskurs Ä4, Sonderkur-
se ohne vorausges. abgeschlosse-
ne Weiterbildung Manuelle Medizin, 
Sommerfelder Muskelkurse
Datum: 20.10. – 22.10.2005
Ort: Sommerfeld  (Aufbaukurs)
Sonstiges: 24 UE
Gebühr: 260,00 EUR

Funktionelle Diagnostik und The-
rapie von Sportverletzungen und 
Sportschäden,Teil II HWS, Schulter, 
Hand
Datum: 15.10.2005
Ort: Cottbus
Sonstiges: 8 UE
Gebühr: 125,00 EUR

Klinisches Praktikum Manuelle Me-
dizin und Orthopädische Woche für 
Ärzte in Weiterbildung Manuelle 
Medizin
Datum: 17.10. – 19.10.2005 
(24UE),20.10. – 21.10.2005 (16UE)
Ort: Sommerfeld
Sonstiges: 24 UE
Gebühr: 200,00 EUR/100,00 EUR

Muskelkurse nach Prof. Janda
Datum: 29.09. bis 02.10.2005
Ort: Sommerfeld (Aufbaukurs)
Sonstiges: 24 UE
Gebühr: 280,00 EUR

Sonderkurse für Ärzte mit abge-
schlossener Weiterbildung Manuel-
le Medizin/Chirotherapie, Schulter-
Arm-Syndrome
Datum: 24.09. – 25.09.2005
Ort: Berlin
Sonstiges: 14 UE
Gebühr: 185,00 EUR

Deutsche Gesellschaft für Manu-

Berliner Ärzteblatt (Rotes Blatt) 9/2005/118/201

_BAE0509.indd   21_BAE0509.indd   21 02.09.2005   16:12:51 Uhr02.09.2005   16:12:51 Uhr



22

Fo
rt

b
ild

u
n

g
sk

al
en

d
er

ten in analytischen Verfahren für 
Psychologen, Dipl.- (Sozial)-Päda-
gogen (staatlich anerkannt), Zu-
satzqualifi kationenen für PP, ÄP in 
analytischer KJPT, zertifi zierte Fort-
bildungen, Säuglings- und Kleinkind-
beobachtungen
Psychoanalytische und psychotherapeuti-
sche Aus- und Weiterbildung, Informati-
onsveranstaltung
Datum: 7.9., 19.30h
Ort: IfP, Goerzallee 5, 12207 B.

Institut für
Laboratoriumsmedizin Berlin
Auskünfte:  Brigitte Heyduck, Tel. 030 
327903-60

Labordiagnostik in der 
Kardiologie
Referent: Prof. Dr. med. Heinz-Peter   
 Schultheiss, Wissenschaftliche  
 Leitung: Dr. med. R. M. Skobo
Datum: 21.9.2005, 19 Uhr
Ort: Institut für Laboratoriums-
 medizin, Windscheidstr. 18,  
 10627 Berlin-Charlottenburg,  
 Hörsaal, 1. Etage
Punkte: 4 Punkte, AiP-geeignet

Institut für 
Medizinische Diagnostik
Auskünfte:  Frau P. Riegler

Differentialdiagnose bei Lymphkno-
tenschwellung
Referent: Prof. R. von Baehr, 
 Dr. F.-P. Schmidt
Datum: 14. September 2005
Ort: Institut für Medizinische   
 Diagnostik,Nicolaistraße 22,  
 12247 Berlin, Hörsaal
Gebühr: keine
Punkte: 3

Labordiagnostische Möglichkeiten 
beichron. Alkoholmissbrauch u. ak-
tuellem, Rückfall
Referent: Dr. Michael Böttcher
Datum: 21. September 2005
Ort: Institut für Medizinische   
 Diagnostik,Nicolaistraße 22,  
 12247 Berlin, Hörsaal
Gebühr: keine
Punkte: 3

Institut für Psychotherapie e.V. 
Berlin
Auskünfte:  Tel. 030/841 867 67, mitt-
wochs 19-20 Uhr oder www.ifp-berlin.de

Informationsveranstaltung über die 
psychoanalytische und psychothe-
rapeutische Aus- und Weiterbildung 
zur Erlangung der Bereichsbezeich-
nungen „Psychoanalyse-Psychothe-
rapie“ und der Approbation als Psy-
chologischer Psychotherapeut oder 
als Analytischer Kinder- und Jugend-
therapeut
Datum: 7.9.2005, 19.30 Uhr
Ort: IfP, Goerzallee 15, 12207 B.

Institut für Tropenmedizin Berlin
Auskünfte:  Tel. 030/3011 6701, Fax -10

Grundkurs Reisemedizin
Referent: PD Dr. Thomas Jelinek
Datum: 22./23.10. und 19./20.11., 4 
Tage
Gebühr: 430,-Euro

 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Körperakupunktur Kurs 7 + 8
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna 
Schreiber
Datum: 08. + 09.04.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Körperakupunktur Kurs 9 + 10
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna 
Schreiber
Datum: 10. + 11.06.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Ohrakupunktur Kurs 1 + 2
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 17. + 18.9.2005
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Ohrakupunktur Kurs 1 + 2
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 23. + 24.09.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Ohrakupunktur Kurs 3 + 4
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 14. + 15.10.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Ohrakupunktur Kurs 3 + 4
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 22. + 23.10.2005
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Ilana Benclowitz-Schkolne
Auskünfte:  Madeleine Petzold, Tel. 
030/44328842, Fax 44328841, E-Mail: 
madeleinepetzold@web.de

Feldenkraiskurs
Referent: Ilana Benclowitz-Schkolne
Datum: 18.11., 16-20h, 19.11., 10-18h,  
 20.11., 10-16h
Ort: Praxis Erkelenzdamm 11-13,  
 10999 Berlin
Gebühr: 180,- Euro
Sonstiges: max. 24 Teilnehmer

Institut für analytische Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie 
im Förderverein für Kleinianische 
Psychoanalyse und Weiterent-
wicklungen e.V.
Auskünfte:  Tel. 030/8418 6767, Mi. 19-
20h, www.ifp-berlin.de

Weiterbildung in TfP /analytische PT 
für Ärzte (Pädiatrie/Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie), Ausbildung zum 
Kinder- und Jugendlichentherapeu-

bei der Pränataldiagnostik, Pruritus 
in der Schwangerschaft
Datum: 19.10.2005, 19.30 Uhr
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus, 
 Robert-Koch-Platz 7, 
 10115 Berlin

IAN, Internationale Akademie für 
Angewandte Akupunktur und 
Natürliche Heilweisen
Auskünfte:  IAN, Montanusstr. 1, 51429 
Bergisch Gladbach, Tel. 02204/53081, Fax 
02204/53084, email: info@ian-med.de, 
www.ian-med.de
Ort jeweils: Universitätsklinikum Benjamin  
 Franklin, Hindenburgdamm  
 30, 12203 Berlin, Kursraum 8
• erhebliche Preisreduktion bei Buchung  
des Gesamtkurses

Akupunktur für Fortgeschrittene
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber, Dr. med. Helga   
 Dorsch
Datum: 12. + 13.11.2005
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 150 Punkte (nur bei Abschluss  
 des Akupunktur B-Diploms  
 mit Prüfung)
Akupunktur für Fortgeschrittene
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber, Dr. med. Helga   
Dorsch
Datum: 14. + 15.05.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 150 Punkte (nur bei Abschluss  
 des Akupunktur B-Diploms  
 mit Prüfung)

Akupunktur für Fortgeschrittene
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber, Dr. med. Helga   
 Dorsch
Datum: 18. + 19.02.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 150 Punkte (nur bei Abschluss  
 des Akupunktur B-Diploms  
 mit Prüfung)

Körperakupunktur Kurs 1 + 2
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 09. + 10.12.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Körperakupunktur Kurs 1 + 2
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 10. + 11.12.2005
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Körperakupunktur Kurs 3 + 4
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna  
 Schreiber
Datum: 07. + 08.01.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
 der Zusatzweiterbildung 
 Akupunktur)

Körperakupunktur Kurs 5 + 6
Referent: Dr. med. Dipl.-Ing. Susanna 
Schreiber
Datum: 18. + 19.03.2006
Gebühr: 180,- EUR / 10 Std.
Punkte: 200 Punkte (nur bei Abschluss  
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Datum: 12. September, 16.15 Uhr

STAT-3 und Schwangerschafts-
kardiomyopathie
Referent: Dr. rer. nat. Denise Hilfi ker- 
 Kleiner, PhD
Datum: 10. Oktober, 16.15 Uhr

Prof. Dr. med. habil. H. Eichhorn
Auskünfte:  Tel. 033841/30172, Fax 
033841/30173

Psychosomatik-Kurs, Intensivkursus 
für KV-Zulassung
Datum: Beginn 17.09.,  Wo.-endtage
Ort: Berlin-Mitte
Sonstiges: Begrenzte Teilnehmerzahl

St. Hedwig Krankenhaus, Abtei-
lung Radiologie
Auskünfte:  Prof. Dr. med. Derwahl, Dr. 
med. Kissing, Tel. 030-2311-2506, E-Mail: 
B.Kissing@alexius.de

Interdisziplinäre Problemfälle
Datum: 14.9.2005, 17 Uhr s.t.
Ort: Hauptgebäude, EG, Demon-
 strationsraum der Röntgenab-
 teilung, Raum O 007
Punkte: zur Zertifi zierung angemeldet

Vivacitas - Internationale Akade-
mie für Gesundheit, Wohlbefi n-
den und Mediation e.V. (i.Gr.)
Auskünfte:  Frau Dipl.-Med.C. Buntrock, 
Tel.: 030 - 986 94 271, Fax: 030 - 986 94 
272, Email: arztpraxisbuntrock@web.de

Training der Wahrnehmung aus 
ganzheitlicher Sicht
Referent: Dipl.-Med. Claudia Buntrock
Datum: 26.10.2005
Ort: wird entsprechend der Anzahl 
der Anmeldungen mitgeteilt
Gebühr: 25,00 EUR
Punkte: Zertifi zierung ist beantragt
Sonstiges: www.vivacitas-akademie.com

Vivantes Klinikum Am Urban/Im 
Friedrichshain, Klinik für Innere 
Medizin - Kardiologie und kon-
servative Intensivmedizin
Auskünfte:  Dr. med. Michael Wiede-
mann, Tel.: (0 30) 697-25100, E-Mail: mi-
chael.wiedemann@vivantes.de

Aktuelle Therapie des Vorhoffl im-
merns: Wo müssen wir uns anstren-
gen, wo schießen wir über das Ziel 
hinaus?
Referent: Wiss. Leitung: Prof. Dr. med. 
Dietrich Andresen, Referenten: Dr. med. 
Christoph Ehlers, PD Dr. med. Torsten Le-
walter, Dr. med. Michael Wiedemann
Datum: 21. September 2005, 19:00 h
Ort: Hotel Radisson SAS Berlin, 
Karl-Liebknecht-Str. 3, 10178 Berlin
Gebühr: Keine
Punkte: Zertifi zierung beantragt
Sonstiges: Anmeldung Telefon: (0 30) 
4221-1174 oder Fax: (0 30) 4221-2063

Westfälisches Zentrum Bochum
Auskünfte:  Dr. Martin Brüne, E-Mail: 
Martin.Bruene@rub.de

Experimentelle Psychosenforschung 
- soziale Kognition und Verhalten
Datum: 7. + 8.10.2005
Ort: Tagungsraum des Westfäli-
schen Zentrums Bochum
Punkte: 10 Punkte (KatA)

Advanced Energy Psychology®:
Level I Ausbildung
Referent: A. Vlamynck
Datum: 24. / 25.9.05 (Teil 1) + 26. /   
 27.11. (Teil 2). jeweils Sa. 13- 
 20h und So. 10-18h
Punkte: 32 FB-Punkte

Advanced Energy Psychology®:
Level II Ausbildung
Referent: A. Vlamynck
Datum: 12 / 13.11.05, jeweils Sa. 13- 
 20h und So. 10-18h 

Informations-Abend: 
Advanced Energy Psychology®
Referent: A. Vlamynck
Datum: Mo. 17.10.05. 20.00-21.30h

Supervision: 
Advanced Energy Psychology®
Referent: A. Vlamynck
Datum: Mo. 7.11. 19.00 -21.30h

Informations-Abend: 
Energy Psychology®
Referent: A. Vlamynck
Datum: Mo. 12.9.05, 20.00-21.30h
Sonstiges: Anmeldung erbeten

Supervision Energy Psychology®
Referent: A. Vlamynck
Datum: Mo. 19.9., 19.30-22h

Praxis für integrative Therapie A. 
Vlamynck
Auskünfte:  Tel.: 881 52 51 oder 
a.vlamynck@web.de
Bonding-Casriel therapeutische „Kuschel-
party“ (offene Gruppe)
Referent: A. Vlamynck
Datum: Di. 11.10. 19.45h
Ort: MAUZ, Paul-Lincke-Ufer 39
Gebühr: 20,- - 40,- EUR

Bonding-Casriel therapeutische „Ku-
schelparty“ (offene Gruppe)
Referent: A. Vlamynck
Datum: Di. 13.9. 19.45h
Ort: MAUZ, Paul-Lincke-Ufer 39
Gebühr: 20-40,- EUR

Prof. Dr. med. G. Baumann, Med. 
Klinik m. S. Kardiologie, Angiolo-
gie, Pneumologie; Universitäts-
medizin Berlin, Charité, Campus 
Mitte
Auskünfte:  Priv. Doz.  Dr. med. Thomas 
Dschietzig, Tel. (0 30)450 513 –148, Fax: -
915, Email: thomas.dschietzig@t-online.de
Ort jeweils: Konferenzraum B, Hochhaus, 
Charité, Campus Mitte, Schumannstr. 
20/21, 10117 Berlin
Selektive pulmonale Vasodilatation – 
tierexperimentelle Ergebnisse
Referent: Priv.-Doz. Dr. med. Willehad  
 Boemke
Datum: 19. September, 16.15 Uhr

Sind komplette elektrische Blockie-
rungen der Pulmonalvenen für die 
erfolgreiche Vorhoffl immerablation 
notwendig?
Referent: Dr. med. Christian Weiss
Datum: 24. Oktober, 16.15 Uhr

Sozialmedizinische Beurteilung bei 
KHK und berufl iche Rehabilitation
Referent: Dr. med. Stephan Beckmann

Punkte: 21 Punkte

Refresherkurs Reisemedizin
Referent: PD Dr. Thomas Jelinek
Datum: 26.11.
Gebühr: 120,-Euro
Ort: Alte Aula, DRK-Klinikum 
 Westend

Kaiserin-Friedrich-Stiftung
Auskünfte:  Tel. 030/3088 8920, Fax -26, 
E-Mail: kfs@kaiserin-friedrich-stiftung.de

9. Wiedereinstiegskurs für Ärztin-
nen und Ärzte nach berufsfreiem In-
tervall
Datum: 9.-20.1.2006
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus in 
 Berlin-Mitte
Gebühr: 850,-Euro
Sonstiges: 80 Stunden ärztliche Fortbil-
dung und Vermittlung eines Hospitati-
onsplatzes, Voraussetzungen: mindes-
tens zweijährige Berufspause, mindestens 
zweijährige frühere ärztliche Tätigkeit. 
Anmeldefrist 31.10.05

78. Klinische Fortbildung für haus-
ärztlich tätige Allgemeinmediziner 
und Internisten
Referent: Prof. Dr. med. Jürgen Ham-
merstein
Datum: 28.11.-3.12.05
Ort: Kaiserin-Friedrich-Haus
Gebühr: 590,-Euro

Klinik für Anästhesie, Intensiv-
medizin und Schmerztherapie, 
Klinikum im Friedrichshain
Auskünfte:  Frau S. Köbsell,Tel.: 
030/4221-1570, Fax: 030/4221-2037

„Interdisziplinäres Forum Intensiv-
medizin“ Schwerpunkt Infektiologie
Referent: Dr. A. Meisel, Dr. A. de Roux, 
Sr. S. Swidsinski, Prof. Dr. N. Weiler, Dr. H. 
Zuckermann-Becker / Dr. M. Sprenger
Datum: Samstag, 24. September 2005,  
 10:00 Uhr
Ort: Klinikum im Friedrichshain,  
 Hs. 20, 3. Etage, Landsberger  
 Allee 49, 10249 Berlin
Gebühr: keine
Punkte: 3

Laborzentrum BerlinGemein-
schaftspraxis f. Laborat.-Medizin 
Dres.med.Waldherr,Weller
Auskünfte:  Dr. Waldherr, Dr. 
Weller, Telefon: 030 26 10 31 34

1. Endokrinol.Diagnostik bei Zyklus-
störungen, 2. Primär-Prävention kar-
diovaskulärer Erkrankungen unter 
besonderer Berücksichtigung der In-
sulin-Resistenz, 3. Dysbiose, 4. Borre-
liose und Co-Infektionen
Datum: 28.9.2005, 18.00 - 21.30 Uhr
Ort: Ludwig-Erhard-Haus, Fasanen-
str. 85, 10623 Berlin
Gebühr: keine
Punkte: beantragt : 4
Sonstiges: Kleiner Imbiß

Norddeutsches Kollegium für 
Energetische Psychologie
Auskünfte:  Tel.: 881 52 51 oder 
a.vlamynck@web.de
Ort jeweils: Praxis A. Vlamynck für inte-
 grative Therapie, Grolmanstr.  
 51 (Nähe Savignyplatz)
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Der Begriff „Chronische entzünd-
liche Darmerkrankung“ (CED) be-
zeichnet im wesentlichen Entzün-
dungen des Verdauungstraktes 
mit meist schubweisem Verlauf. 

Trotz mancher Gemeinsamkeiten 
in der Symptomatik unterschei-
den Experten vorrangig die bei-
den defi nierten Krankheitsbilder 
Morbus Crohn und Colitis ulce-
rosa. Die klare Abgrenzung kann 
durch die Bewertung des klini-
schen Bildes, einer Darmspiege-
lung sowie des Röntgenbefundes 
und einer feingeweblichen Unter-
suchung erfolgen.

CED gehören v.a. bei jungen Er-
wachsenen zu den unangenehms-
ten und seelisch belastendsten 
Krankheitsbildern. Zusätzlich zu 
den allgemeinen Einschränkun-
gen einer chronischen Krankheit 
leiden die Patienten unter körper-
lichen Beschwerden wie Bauch-
schmerzen, Krämpfe, Übelkeit, 

Brechreiz, Kraftlosigkeit. Außer-
dem sind sie wiederholt verschie-
denen medizinischen Eingriffen 
wie Darmspiegelungen, Abführ-
maßnahmen und Röntgenunter-

suchungen ausgesetzt. Ergän-
zend erläuterte Prof. Günter Esser 
vom Institut für Psychologie, Uni-
versität Potsdam: „Zu den krank-
heitsbezogenen psychosozialen 
Beeinträchtigungen der und An-
forderungen an die Betroffenen 
gehören u.a. Mobilitätseinschrän-
kungen im Alltag, Strukturierung 
des Tagesablaufs nach Krankheits-
erfordernissen, konfl iktbehafte-
te soziale Vergleichsprozesse mit 
Gleichaltrigen und Geschwistern, 
berufl iche Leistungseinschrän-
kungen und Konfrontation mit 
Vorurteilen in der Bevölkerung.“ 
Dies führt dazu, dass sich viele 
CED-Patienten für ihre Krankheit 
schämen und darunter leiden, in 
soziale Isolierung zu geraten. Da-

bei gelten v.a. im jungen Erwach-
senenalter Zukunftsängste und 
die Ungewissheit über den künfti-
gen Krankheitsverlauf als zusätz-
lich belastende Faktoren.

Seit über zehn Jahren engagiert 
sich die Merckle Recordati GmbH, 
Ulm, im Krankheitsbereich der 
CED (Mesalazin-Präparate). In 
Zusammenarbeit mit der DCCV 
(Deutsche Morbus Crohn/Colitis 
ulcerosa Vereinigung) und ver-
schiedenen einschlägigen Mei-
nungsbildnern hat sich gezeigt, 
dass v.a. junge Patienten mit ih-
rer Krankheit nur schlecht zu-
rechtkommen und – wie eine Pa-
tientenbefragung ergeben hat 
– möglichst anonym bleiben und 
sich lediglich mit Betroffenen di-
rekt oder über Aufklärungsbro-
schüren informieren.

„Auch Merckle Recordati bietet 
ein breites Spektrum an Patien-
tenbroschüren an“, erklärte Jani-
na Bäder vom Produktmanage-
ment Gastroenterologie. Um 
besonders jungen Patienten eine 
altersgerechte Informationsplatt-
form zu bieten, hat das Unter-
nehmen jetzt eine spezielle In-
ternetseite eingerichtet (www.
ced-alleswasgeht.de). Neben fast 
täglich neuen „Specials“ werden 
im monatlichen Wechsel in ver-
schiedenen Kapiteln (z.B. „Leben“ 
oder „Krank sein“) ausgesuchte 
Schwerpunktthemen behandelt, 
die den Patienten dazu dienen 
sollen, besser mit ihrem chroni-
schen Leiden umzugehen und das 
individuelle Krankheitsmanage-
ment zu verbessern.           

Chronisch entzündliche Darmerkrankungen

Individuelles Krankheitsmanagement verbessern

Die  Therapie chronisch entzündlicher Darmerkrankungen konnte in den letzten Jahren deutlich ver-
bessert werden, dennoch leiden die Betroffenen noch immer unter massiven Alltagseinschränkun-
gen. Besonders gravierend betrifft das Jugendliche und junge Patienten, die am Beginn ihrer beruf-
lichen Laufbahn oder familiären Selbstständigkeit stehen.

Website für junge Patienten: Besser mit dem chronischen Leiden 

umgehen lernen
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Das Deutsche Diabetes-Zentrum 
(DDZ) der Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf vereint For-
schung und Praxis rund um das 
Thema Diabetes mellitus. Die dort 
integrierte Deutsche Diabetes-Kli-
nik (Ltg. Prof. Dr. med. Werner A. 
Scherbaum) mit einer Jahreskapa-
zität von 3.500 Patienten ist ver-
antwortlich für Diabetikerversor-
gung und klinische Forschung, 
wobei die Schwerpunkte in der 
Evaluation neuer Versorgungs-
modelle und der Verbesserung 
der Früherkennung und Präven-
tion des Diabetes mellitus (D.m.) 
und seiner Folgeerkrankungen 
liegt. 

In der mit Unterstützung des 
Unternehmens Roche Diagnostics 
durchgeführten multizentrischen, 
retrospektiven epidemiologischen 
ROSSO-Studie (Retrolective Study 
„Self-Monitoring of Blood Gluco-
se and Outcome in People with 
Type 2 Diabetes“) wurde unter 
Einschluss von 3.268 Diabetikern 
der Einfl uss einer Selbstmessung 
der Blutglukose auf die Morbidi-
tät und Mortalität bei Patienten 
mit Typ-2-Diabetes untersucht. 

Endpunkte der über 6,5 (± 1,6) 
Jahre unter der Leitung von Prof. 
Stephan Martin laufenden Un-
tersuchung waren nicht-tödliche 
Ereignisse bestehend aus Myo-
kardinfarkt, Apoplex, Amputati-
on, Erblindung und Hämodialyse 
(kombiniert) sowie die Mortali-
tät.

Die Studienergebnisse wur-
den bei der 65. Jahrestagung der 
Amerikanischen Diabetes Gesell-

schaft im Juni 2005 in San Diego, 
USA, erstmals der internationalen 
Öffentlichkeit vorgestellt. „Ein 
klares Ergebnis der ROSSO-Studie 
war, dass die Blutzucker-Selbst-
kontrolle die Morbiditäts- und 
Mortalitätsrate auch bei nicht-
insulinbehandelten Diabetikern 
senkt“, erläuterte Martin. „Typ-2-
Diabetiker, die orale Antidiabeti-
ka einnehmen oder andere The-
rapieformen nutzen, profi tieren 
ebenfalls von der SMBG.“

Zudem sprechen die Ergebnisse 
der Untersuchung dafür, dass die 

Möglichkeit der arztunab-
hängigen Therapiekontrol-
le die Patientencompliance 
deutlich verbessert und sei-
ne Eigenverantwortlichkeit 
stärkt. Hinzu kommt, dass 
die eigenverantwortliche 
SMBG dem Patienten selbst 
jederzeit und unmittelbar 
die Auswirkungen bestimm-
ter Verhaltensweisen auf 
seine Blutzuckerwerte ver-
mittelt. Auf diesem Hinter-
grund diskutieren Experten 
gegenwärtig, ob es auch ei-
nen positiven Einfl uss auf 
den Surrogatparameter 
HbA1c geben könnte.

Hinweis: Auf der Inter-
netseite www.diabetes-
deutschland.de fi nden 
Interessierte allgemein ver-
ständliche Informationen 
zum Thema Diabetes mel-
litus und zum Umgang mit 
der Krankheit im Alltag. 
Hier können sich Patienten 
auch zur Teilnahme an klini-

schen Studien des DZZ anmelden. 
Bei den gegenwärtig laufenden 
Studien wird u.a. untersucht, wie 
viele Blutzucker-Selbstmessungen 
für eine optimale Einstellung er-
forderlich sind.     

Typ-2-Diabetes

Die regelmäßige Blutzuckermessung ist unabdingbar

Typ-2-Diabetiker, die regelmäßig ihren Blutzucker selbst kontrollieren, weisen eine signifi kant nied-
rigere Morbiditäts- und Mortalitätsrate auf als Patienten, die keine Selbstmessung der Blutglukose 
(SMBG) durchführen. Dieser Zusammenhang wurde jetzt in einer nationalen epidemiologischen Ko-
hortenstudie erstmals wissenschaftlich nachgewiesen.

Prof. Dr. med. Stephan Martin, DDZ, Düssel-

dorf: „Bei Patienten mit Typ-2-Diabetes ist 

SMBG mit einer reduzierten Morbidität und 

Mortalität assoziiert. Auch bei Patienten ohne 

eine Insulinpumpe hat SMBG einen positiven 

Einfl uss auf die Langzeitprognose.“
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BÄ: Wo spielt PVC in der moder-
nen Medizin eine Rolle und über 
welche Kenntnisse zur Problema-
tik verfügt der Arzt?

Dr. Böhmann: Polyvinylchlorid 
(PVC) – einer der in der modernen 
Wirtschaft am meisten verwende-
ten Kunststoffe – ist schwer ent-
fl ammbar, resistent gegen Chemi-
kalien und korrosionsbeständig. 
Es ist ein alltägliches Material, das 

selbstverständlich auch in nahe-
zu allen Bereichen der Medizin 
eine wichtige Rolle spielt, da eine 
Behandlung ohne Verwendung 
dieser „Kunststoffe“ nicht mehr 
denkbar ist. Gerade patienten-
schonende Anwendungen sind 
hier zu nennen. Die Älteren von 
uns kennen ja noch die sog. Be-
atmungstuben aus Gummi oder 
auch – als ein anderes Beispiel – 
Spritzen aus Glas. PVC-Materia-
lien und –produkte sind heute so 
selbstverständlich, dass sich kaum 
jemand Gedanken macht über 
ihre spezielle Zusammensetzung 
oder gar über mögliche schädigen-

de Einfl üsse der Phtalate, also der 
in ihnen enthaltenen sog. Weich-
macher. Im Vordergrund – das hat 
auch eine sachbezogene Umfrage 
bestätigt – stehen schließlich stets 
praxisrelevante Faktoren wie ge-
ringer Pfl egeaufwand durch Ein-
malartikel, patientenschonende 
Verfahren und Hygiene z.B. bei 
geschlossenen Systemen zur Infu-
sionstherapie oder zur enteralen 
Ernährung.

BÄ: Sind Probleme und Gefahren 
der Phtalate für den ambulanten 
und stationären Arbeitsbereich 
bekannt und welchen Einfl uss hat 
der Arzt auf Auswahl von Medi-
zinprodukten?

Dr. Böhmann: Die bei Medizin-
produkten aus PVC möglicher-
weise bestehenden Probleme und 
Gefahren sind nur unzureichend 
bekannt und stehen dann, wie 
bereits beschrieben, nicht selten 
hinter „Anwendungsfreundlich-
keit“ im weiteren Sinne zurück. 
Dies ist besonders beim durchaus 
brisanten Problem der entspre-
chenden Anwendungen bei Früh-
geborenen der Fall. 

Ja, der Arzt hat entscheidenden 
Einfl uss auf die Beschaffung – und 
das zu Recht, denn er ist es ja, der 
die Geräte und Medizinprodukte 
aus PVC anwendet. Doch auch er 
unterliegt immer mehr ökonomi-
schen Zwängen durch die inzwi-
schen bis in die Details eingreifen-
de „Durchökonomisierung“ des 
Gesundheitswesens. Allerdings  
muss man dabei auch sehen, dass 
der Anteil dieser Materialien ins-
gesamt nur etwa 6% der Sachkos-

ten beträgt, was also im Vergleich 
zu den Personalkosten in allen 
Krankenhäusern ein relativ gerin-
ger Posten ist.

BÄ: Was bedeuten für Sie als 
Chefarzt einer Kinderklinik die 
Faktoren “Kosten und Vertrau-
en“ beim Einsatz von PVC-halti-
gen Medizinprodukten und wo 
gibt es aktuell Handlungsbedarf? 

Dr. Böhmann: Diese Frage spielt 
besonders in der Betreuung von 
kritisch kranken Neu- und Früh-
geborenen eine wichtige Rolle. 
Das Abwägen der Patientensi-
cherheit und Praktikabilität sowie 
der Möglichkeit zu schonendem 
Arbeiten steht prinzipiell im Vor-
dergrund. Dabei ist der Preis mei-
ner Meinung nach völlig nachran-
gig, denn überall dort, wo bessere 
und damit sicherere Produkte für 
die Arbeit in diesem hochsensib-
len Bereich zur Verfügung stehen, 
sollten diese selbst bei dem bis-
lang nicht restlos geklärten Risiko 
von PVC-Materialien bzw. deren 
Weichmacher verwendet werden. 
Allerdings ist hier das Knowhow 
der Produzenten im Rahmen ei-
ner fairen Zusammenarbeit nö-
tig und sicher noch zu verbessern. 
– Besonders wichtig ist in diesem 
gesamten Problemgefüge die 
sachliche und umfassende Aufklä-
rung und natürlich ein kritischer 
und konstruktiver Diskurs mit den 
Fachleuten aus der einschlägigen 
Forschung und der Industrie.
Weitere Informationen:

www.raumedic.com/raumedic.de/un-

ternehmen/news/dehp-free.html

www.raumedic.de

Das 3-Fragen-Interview

PVC-Weichmacher im Medizinbetrieb

In den vergangenen Jahren wurden nicht selten kontroverse Diskussionen über Weichmachermig-
rationen in Kontaktmedien und daraus resultierende negative und schädigende Auswirkungen ge-
führt. Über den aktuellen Stand der Expertenbeurteilung äußerte sich der Ärztliche Direktor der Kin-
derklinik der Städtischen Kliniken Delmenhorst, Dr. med. Johann Reinhard Böhmann.

Böhmann: Mögliche Probleme sind 

nur unzureichend bekannt
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In Deutschland sind pro Jahr 
etwa 8000 Neuerkrankungen an 
Hirntumoren (Glioblastoma mul-
tiforme) zu verzeichnen. Diese 
Krebserkrankungen stellen an die 
Medizin eine besondere Heraus-
forderung dar, denn diese Tumo-
re unterscheiden sich wesentlich 
in ihrer Lage, dem Wachstums-
verhalten und der Prognose. Da-
bei spielt der begrenzte Raum im 
Kraniuminneren eine nicht un-
beträchtliche Rolle, da jede zu-
sätzliche Raumforderung – sei sie 
gut- oder bösartig – zu einer le-
bensbedrohenden intrakrania-
len Drucksteigerung führt. Hinzu 
kommt, dass manche Hirntumo-
ren ihr Verhalten im Laufe der Tu-
morgenese verändern. So können 
aus zunächst gutartigen, langsam 
wachsenden Tumoren rasch bös-
artige Geschwülste werden.

Im Vordergrund aller therapeu-
tischer Interventionen steht die 
Lebensqualität des Patienten, zu-
mal die Behandlung in vielen Fäl-
len lediglich palliativen Charak-
ter hat und eine Heilung aktuell 
nicht erzielt wird. Da im intrakra-
nialen Gewebe alle lebenswich-
tigen Funktionen auf engstem 
Raum liegen, muss bei der Be-
handlung äußerste Sorgfalt da-
rauf gelegt werden, das den Tu-
mor umgebende Gewebe nicht zu 
schädigen. 

Prof. Rolf-Dieter Kortmann, Leip-
zig, stellte dar, dass evidenzbasier-
te Standards, die sich im Rahmen 
von Phase-III-Studien etablieren 
konnten, derzeit noch auf die 
Operation beschränkt bleiben, 
gefolgt von einer Strahlenthera-

pie. Allerdings sind maligne Glio-
me i.d.R. nicht radikal resezierbar. 
So bleibt es Ziel der Operation, 
die Diagnose zu bestätigen und 
das Tumorvolumen soweit wie 
möglich zu reduzieren.

Als zusätzliche palliative The-
rapiemaßnahme kann bei einem 
Drittel der Patienten eine Chemo-
therapie sowohl in der Primär- als 
auch in der Rezidivtherapie einen 
relevanten Überlebensvorteil von 
mehreren Monaten erzielen. Ins-
besondere gilt das für Patienten 
mit guten prognostischen Fakto-
ren, aber auch für Oligodendro-
gliomen und Oligoastrozytomen.

In neueren Studien hat sich auch 
bei höhergradigen Tumoren be-
stätigt, dass der frühzeitige Ein-
satz der Chemotherapie oder die 
Kombination von Strahlen- mit 
Chemotherapie nach der Opera-
tion die Behandlungsergebnis-
se signifi kant verbessern kann. 
In einer randomisierten Phase-III-
Studie der European Organisati-
on for Research and Treatment of 
Cancer (EORTC), in der bei 573 Pa-
tienten mit neu diagnostiziertem 
Glioblastom die alleinige Strah-

lentherapie mit einer simultanen 
Radiochemotherapie mit Temo-
zolomid sowie nachfolgender Te-
mozolomidgabe verglichen wur-
den, konnte gezeigt werden, dass 
sich alle Überlebensparameter si-
gnifi kant verbesserten. 

Diese wichtigen Ergebnisse, die 
kürzlich im NEJM 352,2005;987-
996 publiziert wurden, werden 
nach Meinung der Experten einen 
Paradigmenwechsel in der Thera-
pie herbeiführen. 

– Erst kürzlich erhielt Temodal 
eine Indikationserweiterung und 
ist nun auch zur Primärtherapie 
bei Patienten mit neu diagnosti-
ziertem Glioblastom zugelassen. 

– Nach wie vor aber gilt: Nur 
durch interdisziplinäre Therapie-
konzepte, die Operation, Strah-
lentherapie, Chemotherapie und 
Supportivtherapie einschließen, 
ist es möglich, bei Erhalt der neu-
rologischen Funktionen die pro-
gressionsfreie Zeit und das Ge-
samtüberleben der Patienten mit 
Hirntumoren zu steigern und die 
Lebensqualität in der verbleiben-
den Lebensspanne bestmöglich 
zu erhalten.  

Hirntumore

Paradigmenwechsel ante portas  

Maligne Gliome haben eine schlechte Prognose. Der frühzeitige Einsatz einer Chemotherapie mit Temozolo-
mid (Temodal) oder die Kombination von Strahlen- mit Chemotherapie nach der Operation kann die Behand-
lungsergebnisse signifi kant verbessern. 

M
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izin

Integrierte Versorgung praktisch.
Modelle in Berlin und Brandenburg 

Tagung am 24. September 2005 von 10:00 – 14:00 Uhr 
im Hotel Schweizerhof Berlin

Informationen unter
www.impulse-gesundheit.de
Fon 030-28445822
Zertifizierungspunkte bei den Ärztekammern
Berlin und Brandenburg sind beantragt
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BÄ: Wie entsteht und was cha-
rakterisiert das Problem der Che-
motherapie-bedingten Emetoge-
nität beim Einsatz verschiedener 
Zytostatika? 

Prof. Feyer: Verlauf, Intensität 
und Dauer der Emesis unter Che-
motherapie sind von der Art des 
gewählten Zytostatikums sowie 
der Dosierung abhängig und ggf. 
hat auch die Kombination ver-
schiedener Zytostatika Einfl uss. 
Das emetogene Potenzial der Zy-
tostatika wird derzeit nach den 
aktuellen MASCC-Guidelines in 
vier Stufen eingeteilt. Bei Zyto-
statika mit hoher Emetogenität 
besteht bei mehr als 90% der Pa-
tienten die Wahrscheinlichkeit, 
dass sie ohne Emesisprophylaxe 
erbrechen würden. 

Außerdem können patienten-
bezogene Faktoren wie weibli-
ches Geschlecht, jüngeres Alter, 
schlechter Allgemeinzustand und 
Erbrechen bei einer vorausgegan-
genen Chemotherapie potenzie-

rend wirken. Auch der Zeitverlauf 
des Erbrechens – akut innerhalb 
von 24 Stunden, verzögert 24 
bzw. 48-72 Stunden – ist ebenfalls 
vom Zytostatikum abhängig. 

Erbrechen wird durch einen 
komplizierten Refl exvorgang aus-
gelöst, der auf einer Stimulation 
des Brechzentrums in der Medul-
la oblongata beruht und von dort 
auch gesteuert wird. Das Brech-
zentrum ist anatomisch und funk-
tionell eng verbunden mit dem 
Atem- und Vasomotorenzentrum 
sowie dem dorsalen Vaguskern-
gebiet, so dass entsprechende ve-
getative Begleitsymptome auftre-
ten können. 

In unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Brechzentrum befi ndet sich 
die Area postrema in der Medul-
la oblongata, die sog. Chemore-
zeptortriggerzone, die empfi nd-
lich auf emetogene Substanzen 
im Blut und Liquor reagiert. Hier 
sind eine Reihe von Neurorezep-
toren lokalisiert, die durch spezi-
fi sche Agonisten wie 5-hydroxy-
tryptamin (Serotonin) stimuliert 
werden können. Durch eine selek-
tive Blockade dieser spezifi schen 
Rezeptoren kann das Erbrechen 
wirksam unterdrückt werden.

BÄ: Welchen Einfl uss haben Eme-
sis und Nausea auf das chemothe-
rapeutische Konzept und welche 
Möglichkeiten einer antiemeti-
schen Prophylaxe hat die moder-
ne Medizin?

Prof. Feyer: Eine Behandlung mit 
Zytostatika oder eine Bestrahlung 
gehen ohne begleitende Therapie-

maßnahmen (supportive Thera-
pie) häufi g mit Nebenwirkungen 
einher, die das Befi nden der Pati-
enten stark beeinträchtigen kön-
nen. Die Angst vor Übelkeit und 
Erbrechen kann zur Ablehnung 
einer Erfolg versprechenden Be-
handlung führen. Auch kann die 
oftmals bereits durch das Grund-
leiden schwierige Ernährungssi-
tuation zusätzlich beeinträchtigt 
werden.

Deshalb gehört heute eine ge-
zielte Risikostratifi zierung mögli-
cher Nebenwirkungen vor Beginn 
einer chemo- oder strahlenthera-
peutischen Behandlung zum Ba-
siskonzept. Dementsprechend 
sollte dann eine gezielte individu-
alisierte antiemetische Prophylaxe 
eingeleitet werden. Wir können 
uns dabei heute auf die kürzlich 
aktualisierten Guidelines zur An-
tiemese (www.mascc.org oder 
www.onkosupport.de) stützen. 
Hier werden entsprechend der Ri-
sikoeinstufung Therapiekonzep-
te vorgeschlagen. Bei hocheme-
togener Chemotherapie besteht 
dieses aus einer Dreifachkombi-
nation von Aprepitant plus Set-
ron (5-HT3-Antagonist) plus De-
xamethason. 

Zur Prophylaxe des verzögerten 
Erbrechens sollte eine Kombinati-
on aus Dexamethason und Apre-
pitant eingesetzt werden. Bei 
moderat emetogener Chemothe-
rapie stellt gegenwärtig die Kom-
bination eines Setrons mit Dexa-
methason den antiemetischen 
Standard im 1. Chemotherapie-

Das 3-Fragen-Interview

Antiemetische Prophylaxe bei Chemotherapie

Übelkeit und Erbrechen gehören zu den belastendsten Nebenwirkungen einer Zytostatikabehand-
lung und vermindern die Lebensqualität des Patienten, aber auch die Akzeptanz der Chemothera-
pie. Über moderne Möglichkeiten einer antiemetischen Prophylaxe äußerte sich die Direktorin der 
Klinik für Strahlentherapie, Radioonkologie und Nuklearmedizin am Klinikum Berlin-Neukölln, Vi-
vantes – Netzwerk für Gesundheit, Prof. Dr. med. Petra Feyer.

Nebenwirkungen einer Zytostatika-

behandlung: Gezielt individualisierte 

antiemetische Prophylaxe einleiten 
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zyklus dar. Zukünftig wird hier 
nach den derzeitigen Studienda-
ten der neue 5-HT3-Antagonist 
der 2. Generation Palonosetron 
(Aloxi®) eine Schlüsselstellung 
einnehmen. Auch bei moderat 
emetogener Chemotherapie wer-
den antiemetische Präventions-
maßnahmen gegen verzögerte 
Emesis empfohlen (Monothera-
pie mit einem Kortikosteroid, al-
ternativ Setron).

BÄ: Wie ist der neue 5-HT3-Re-
zeptor-Antagonist Palonosetron 
einzuordnen und wann kann das 

Medikament Erfolg bringend ein-
gesetzt werden?

Prof. Feyer: 5-HT3-Rezeptor-Ant-
agonisten der 1. Generation beu-
gen allein oder im kombinierten 
Einsatz weitestgehend Chemothe-
rapie-induzierter Übelkeit und Er-
brechen in der akuten Phase vor. 
Nach 24 Stunden wirken sie nur 
noch moderat. Der erste Vertre-
ter der 2. Generation – Palonose-
tron – besitzt eine längere termi-
nale Halbwertszeit sowie höhere 
Rezeptoraffi nität, was eine ein-
malige Gabe pro Therapiezyklus 

ermöglicht und klinisch bessere 
Effekte auf die akute und verzö-
gerte Phase von Übelkeit und Er-
brechen hat. Eine Einzeldosis mit 
0,25mg Palonosetron ist über fünf 
Tage wirksamer als Ondansetron. 

Palonosetron ist indiziert zur 
Prävention von akuter Übelkeit 
und Erbrechen bei stark emetoge-
ner Chemotherapie und zur Prä-
vention bei mäßig emetogener 
Chemotherapie. Das neue Medi-
kament dürfte eine wichtige Er-
gänzung der Supportivtherapie 
bei Krebspatienten darstellen.

Chronische Schmerzen

Patienten aufklären - die Therapie verbessern

„Menschen mit anhaltenden Schmerzen, v.a. mit Gelenkschmerzen, haben oft Odysseen hinter sich, bis sie end-
lich einen Arzt gefunden haben, der ihre Schmerzen ausreichend und zufrieden stellend behandeln kann“, be-
klagte Prof. Josef Zacher, Berlin-Buch. Es ist dringend erforderlich, die Schmerztherapien, die in unserer moder-
nen Medizin noch immer „ein Schattendasein“ führen, wesentlich zu verbessern.

Die 2003 von einer Reihe bun-
desweiter Vereinigungen sowie 
von wissenschaftlichen Gesell-
schaften gegründete gemeinsa-
me „Initiative Stark gegen den 
Schmerz“ hat sich zum Ziel ge-
setzt, durch eine Bündelung der 
Interessen von Patienten, Wissen-
schaftlern und unmittelbar betei-
ligten Organisationen wichtige 
Impulse für ein Umdenken in der 
Medizin, der Öffentlichkeit und 
in der Gesundheitspolitik zu set-
zen. 

Dazu dient auch die bereits lau-
fende Herforder Arthrose-Studie 
(HER-AS), mit der erstmals valide 
Daten für Deutschland ermittelt 
werden, um die derzeitigen Pro-
bleme in der Schmerzversorgung 
aufzudecken und danach die ak-
tuellen Leitlinien für die beste-

henden Therapien auszurichten. 
Zacher: „Wir wollen einen Bei-
trag dazu leisten, Fehlversorgun-
gen aufzudecken und konkrete 
Lösungen zu erarbeiten.“ Es geht 
v.a. darum, dass die Therapie von 

Gelenkerkrankungen künftig ver-
mehrt nach Leitlinien der evi-
denzbasierten Medizin erfolgt.

Nicht zuletzt ist es aber auch Ziel 
der „Initiative Stark gegen den 
Schmerz“, die Betroffenen über 
Bewegungsschmerzen aufzuklä-
ren, um sie zu befähigen, mit 
dem behandelnden Arzt in einen 
partnerschaftlichen Dialog zu tre-
ten und mit ihm gemeinsam nach 
der individuell besten Therapie zu 
suchen. Dies ist insofern wichtig, 
weil vielen Patienten kaum be-
wusst ist, dass sie durch mehr Ei-
geninitiative – im weiteren Sin-
ne Eigenverantwortung – ihre oft 
stark beeinträchtigte Lebensqua-
lität wesentlich verbessern kön-
nen.
Weitere Informationen:

www.stark-gegen-schmerz.de

Senta Berger, Schirmherrin

der Initiative
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Alltagsschmerz

Die richtigen Mittel zur richtigen Zeit

So genannte „Alltagsschmerzen“ können zwar auf seelische und körperliche Belastungen im alltäg-
lichen Leben zurückgeführt werden, haben aber oft keine erkennbare Ursache. Im Gegensatz zu 
chronischen Schmerzen werden sie jedoch häufi g verkannt.

Neurowissenschaftliche Erkennt-
nisse der letzten Jahre haben das 
Wissen über die Mechanismen 
sog. „Schmerznetzwerke“ im Ge-
hirn enorm erweitert. PD Dr. Dipl.-
Psych. Frauke Musial vom Institut 
für Klinische und Biologische Psy-
chologie, Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena, stellte heraus, dass 
Schmerzen vorrangig und zualler-
erst für das Gehirn eine wichtige 
Informationsquelle über eine be-

reits bestehende oder potentiel-
le Gefahr darstellen. Wenn auch 
nicht jeder Akutschmerz gleich 
chronisch wird, sollte er dennoch 
ernst genommen und adäquat 
behandelt werden, sei es durch 
Entspannungstechniken und Ver-
haltensänderungen (gleichzeitig 
Vorbeugung) oder mit geeigne-
ten Arzneimitteln. Denn „ein ge-
legentliches Schmerzerleben wie 
Kopfschmerzen in Meetings oder 
Rückenschmerzen nach einem 

langen Arbeitstag am Schreib-
tisch oder Computer“, so Musi-
al, „kann sich durch mehrfache 
Wiederholung durchaus auch zu 
einem chronischen Schmerzsyn-
drom entwickeln“. Dabei wird 
ein sog. Schmerzgedächtnis aus-
gebildet und in der Folge kön-
nen Schmerzen sogar ohne orga-
nische Ursache auftreten. Er hat 
dann seine ursprüngliche Warn-
funktion verloren.

Insofern ist es wichtig, 
zum richtigen Zeitpunkt 
die richtige Schmerzthe-
rapie vorzunehmen. Seit 
mehr als 100 Jahren ha-
ben sich die rezeptfreien 
Acetylsalicylsäure-Präpa-
rate (Aspirin®) von Bayer 
bei der Bekämpfung von 
Kopf-, Rücken-, Muskel- 
und Gelenkschmerzen be-
währt. Dies hat sich erst 
kürzlich in einer Studie in 
Apotheken erneut bestä-
tigt: Mehr als 90 Prozent 
der Befragten Anwender 
bewerteten sowohl die 
Wirksamkeit als auch die 
Verträglichkeit mit „gut 

bis sehr gut“. Bei vielen Patien-
ten kam es bereits 15 bis 30 Mi-
nuten nach Behandlungsbeginn 
zur spürbaren Linderung ihrer Be-
schwerden und etwa die Hälfte 
bescheinigte eine Wirkdauer von 
mehr als vier Stunden. – Beson-
ders rasch wirkt die Brausetablet-
te mit Vitamin C, da das Vitamin 
C die Wirkstoffl ösung im Wasser 
aktiviert und dieser somit schnel-
ler in die Blutbahn und an den 
Wirkort gelangt.

Um auf akute „Alltagsschmer-
zen“ verstärkt aufmerksam zu 
machen und aufzuklären, haben 
der Deutsche Apothekerverband 
und die Bayer Vital GmbH die 
Aktion „Schmerz-FreiTage“ ge-
startet. „Weil akute Schmerzen 
die Lebensqualität in vielen Fäl-
len einschränken, möchten wir 
die Betroffenen an mehreren Ak-
tionstagen über Auslöser und 
v.a. über Vermeidungsstrategi-
en informieren“, sagte Fritz Be-
cker vom Vorstand des Deutschen 
Apothekerverbandes. „Gleichzei-
tig wollen wir vermitteln, wann 
eine Arzneimitteltherapie ange-
bracht und was dabei zu beach-
ten ist.“
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Für unser Rehabilitations- und Therapiezentrum 
im Südwesten Deutschlands suchen wir eine/n 
motivierte/n

Facharzt/ärztin für Orthopädie 
(Zusatzbezeichnung Rehabilitationswesen oder 
Sozialmedizin ist wünschenswert).

Wenn Sie auf der Suche nach einer beru ichen 
Neuorientierung ohne Wochenend- und Nacht-
dienste sind freuen wir uns, Sie in unserem Team
begrüßen zu dürfen.

Bewerbungen unter Chiffre BAE 50122

Ab sofort!!!
Engagierte, freundliche, junge Arzthelferin 

aus gyn. Praxis sucht  Anstellung für 20-30 Std/Wo.!!
Bei Interesse bitte melden unter: 
0176/ 21655640 o. 030/ 85629538

High End Farbdoppler Ultraschallgerät
GE Logiq 700 Expert series zu verkaufen. 

Super Ausstattung alles elektr. Schallköpfe:  4-7 MHz 
Matrixschallkopf (Conv., Abdomen), 3,5-5 MHz Conv., 

Abdomen), 6 MHz Vaginal, 7-12 MHz Mamma, 3D; 
S-VHS Videorec., SW Printer, NP: 110.000,-EUR f. 
VB: 21.000,- EUR. Tel: 030- 577 987 0 - Dr. Lebek

Praxis für Radiologie mit Klinikkooperation 
sucht  eine/einen engagierte/n 

Fachärztin/arzt MR/CT/Rö/Angio/Mamma 
Anfragen unter Handy 0170/4740607 o. 0175/3413365
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Soziales und Verbraucherschutz
In meinem Landesinstitut für gerichtliche und soziale Medizin Berlin ist voraussichtlich
zum 01.01.06 die Stelle 

Ärztin / Arzt für Rechtsmedizin
- Vgr. Ib / Ia BAT i.V.m. dem Berliner Anwendungstarifvertrag -

zu besetzen.
Das Aufgabengebiet lautet wie folgt: Gerichtsärztliche Obduktionen (I. und II. Obdu-
zent), gerichtsärztliche Untersuchungen und Begutachtungen, forensische Histologie,
gerichtsärztliche Leichenschauen nach dem Bestattungsgesetz, Bereitschaftsdienst in
Leichensachen.
Die Bewerberin / Der Bewerber muss über ein abgeschlossenes Medizinstudium sowie
über eine Ausbildung zur Ärztin / zum Arzt für Rechtsmedizin einschließlich der Fach-
gebietsanerkennung verfügen.
Ferner sollten Bewerber / -innen alle erforderlichen Kenntnisse auf dem Gebiet der
Rechtsmedizin besitzen.
Sie müssen sich durch ausgeprägte Leistungsbereitschaft, Gewissenhaftigkeit und
große psychische und physische Belastbarkeit auszeichnen sowie durchsetzungsfähig
und konfliktfähig sein. Teamfähigkeit wird vorausgesetzt.
Bei Bewerber / -innen, die bereits im öffentlichen Dienst tätig sind, bin ich gehalten, im
Rahmen eines Auswahlverfahrens auch die aktuelle dienstliche Beurteilung (nicht älter
als ein Jahr) zu berücksichtigen. Sollte eine entsprechende Beurteilung nicht vorliegen,
bitte ich, die Erstellung einzuleiten.
Die Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz ist bemüht die
Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern herzustellen. Ich möchte deshalb
die Frauen, die die Voraussetzungen der Stellenausschreibung erfüllen, ermuntern, sich
zu bewerben. Behinderte Menschen werden bei gleicher Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt. Bitte weisen Sie auf eine Behinderung ggf. bereits in der Bewerbung hin.
Bewerbungen - sowie die Einverständniserklärung zur Personalakteneinsicht - sind
innerhalb von vier Wochen unter Angabe der Kennzahl 15/05 an die Senatsverwaltung
für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz - ZS C 47 -, Oranienstraße 106, 10969
Berlin zu richten.

Mittlere Internistische Hausarztpraxis 
in Berlin Schöneberg 

ab 4.Quartal 05 oder 1. Quartal 06 abzugeben. 
Chiffre BAE 50117

Suche

WB-Assistenz für operative Augenarztpraxis in Berlin

Chiffre BAE 50128
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Studienplatz Medizin
Studienberatung und NC-Seminare.
Unser Ziel: Ohne ZVS schnell ins
Studium (Medizin, Zahnmedizin, 
Tiermedizin, Psychologie).

Vorbereitung für Auswahlgespräche.

Info und Anmeldung:
Verein der NC-Studenten e.V. (VNC)
Argelanderstr. 50 • 53115 Bonn
Tel. (0228) 21 53 04, Fax 21 59 00

Gesucht wird zur baldigen Übernahme ein 
Berliner Kassenarztsitz 

(allgemeinmedizinisch hausärztlich
oder internistisch fachärztlich).

Chiffre BAE 50119

Das Krankenhaus Dresden-Friedrichstadt, Städtisches Klinikum, Akademi-
sches Lehrkrankenhaus der Technischen Universität Dresden, ist ein Kran-
kenhaus der Schwerpunktversorgung mit 18 medizinischen Bereichen und ca. 
950 Betten.

Wir suchen zum 01.09.2006 eine/einen

Chefärztin/Chefarzt
für die Klinik für Allgemein-

und Abdominalchirurgie
Die Stelle wird aufgrund des altersbedingten Ruhestandes des jetzigen Chef-
arztes, Herrn Prof. Dr. med. Klaus Ludwig, neu besetzt.

Die Klinik verfügt über 88 Betten inklusive einer Intermediate Care Unit mit
11 Betten und führt derzeit ca. 2800 stationäre Operationen p. a. durch.

Das gesamte Spektrum der Allgemein- und Viszeralchirurgie mit Schwer-
punkt onkologische Chirurgie (einschließlich Eingriffe an Pankreas, Leber 
und Ösophagus) unter Einschluss der heute anerkannten MIC-Verfahren wird 
abgedeckt.

Es besteht die volle Weiterbildungsermächtigung für das Fachgebiet Chirur-
gie im Verbund mit der Klinik für Unfall-, Wiederherstellungs- und Hand-
chirurgie und der Klinik für Gefäßchirurgie sowie für den Schwerpunkt Viszeral-
chirurgie.

Wir suchen für die Chefarztposition eine engagierte, teamfähige Persönlich-
keit, die neben der fachlichen Quali kation über erprobte Führungsqualität, 
Sozialkompetenz und Innovationsbereitschaft verfügt.
Besonderen Wert legen wir auf die interdisziplinäre Kooperation, insbesonde-
re mit Gastroenterologen und Anästhesisten.

Die Bewerberin/der Bewerber sollte habilitiert sein.

Sie/er muss betriebswirtschaftliche Zusammenhänge erkennen und bereit 
sein, auch auf diesem Gebiet Verantwortung zu übernehmen.

Die Vergütung erfolgt nach BAT-O. Es werden alle üblichen Sozialleistungen
des öffentlichen Dienstes gewährt. Liquidationsrecht besteht.

Sie können uns auch im Internet besuchen unter www.khdf.de
Für telefonische Auskünfte steht Ihnen vorab gern Herr Chefarzt Prof. Dr. 
med. Ludwig, Tel. 0351 480 1520 zur Verfügung.

Ihre aussagekräftige Bewerbung senden Sie bitte bis zum 30.09.2005 an

Krankenhaus Dresden-Friedrichstadt
Personalabteilung

Friedrichstr.41, 01067 Dresden

KRANKENHAUS
DRESDEN-FRIEDRICHSTADT

Kinderarztpraxis im Süden Berlins 2006 abzugeben

Chiffre BAE 90105

Anzeigenschluss für 
Ausgabe 10: 23.09.2005
Zuschriften für Chiffre:
Berliner Ärzte-Verlag
Chiffre-Nr.…
Tietzenweg 85/87
12203 Berlin
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Das Art Forum Berlin fi ndet auch 
in diesem Jahr an seinem Wunsch-
standort, den eleganten Ermisch-
Hallen, statt, die mit ihrer Höhe 

und den großen Fensterfl ächen 
die idealen Bedingungen für eine 
Kunstmesse im Kunsthallen-Am-
biente bieten. 

Zum Jubiläum präsentieren sich 
Stars und Newcomer der Gegen-
wartskunst vom 29. September bis 
zum 3. Oktober auf dem Messe-
gelände Berlin. Auf rund 9.000 
Quadratmetern kann der Kunst-
liebhaber in 128 Galerien aus 
23 Ländern ein präzises Bild der 

Kunst unserer Tage gewinnen. Zu 
bestaunen ist alles von Video und 
Photographie bis hin zu Arbei-
ten auf Papier. Natürlich fi nden 

auch Malerei 
und Skulpturen 
genug Platz zur 
Beachtung.

Darüber hin-
aus fi ndet im 
Art Forum Ber-
lin eine Son-
derausstellung 
statt. “Tempora-
ry Import” wid-
met sich ganz 
internationalen 
Künstlern, die 
in den vergan-
genen zehn Jah-
ren als Stipendi-
aten zu Gast in 
Berlin waren.

Auf 1.100 Qua-
dratmetern zu-
sätzlicher Aus-
stellungsfläche 
zeigt Kurator 
Zdenek Felix die 
S o n d e r s c h a u 
“Made in Ber-
lin” mit 43 Po-

sitionen internationaler Künstler, 
die in Berlin leben und arbeiten. 
Rund um die Messe fi ndet ein 
vielfältiges Programm mit Per-
formances und Empfängen statt.  
Anspruchsvolle Debatten über 
aktuelle Fragen der Kunstpro-
duktion und Kulturpolitik mit be-
kannten Größen aus dem In- und 
Ausland sollen zum Nachdenken 
über Kunst und die Welt darum 
angeregen.

Art Forum Berlin

Ein Fest für die Kunst  

Zu seinem 10-jährigen Jubiläum präsentiert das Art Forum Berlin 
Aussteller aus Europa, den USA, Lateinamerika, Israel und Austra-
lien einem interessierten Publikum aus der ganzen Welt.

Herzlichen Glückwunsch!
Gewinner der Verlosung von 
2x2 Reisen nach Budapest in 
Heft 7/8 sind Dr. Schüler, Forst und 
FA S. Bier, Berlin.

Das Gewinnspielim Roten Blatt
Auch in dieser Ausgabe 
können Sie gewinnen:

Das Berliner Ärzteblatt 
verlost 5x2 Tageskarten 
für die Art Forum Berlin. 

Einsendeschluss: 22. Sep. 05
Bitte per E-Mail senden an: 
verlosung@berliner-aerztever-
lag.de. Achtung: Unbedingt 
Absenderadresse für die Be-
nachrichtigung angeben. Der 
Rechtsweg ist ausgeschlossen.

  Mit dieser Vielfalt ist die Art Fo-
rum Berlin ein wichtiger Termin 
für private Sammler, Museen und 
kunstinteressiertes Publikum.

  Die Pforten öffnen sich täglich 
von 12.00 – 20.00 Uhr. Der Preis 
eines Tagestickets liegt bei 15,00 
Euro (ermäßigt 10,00 Euro). Wei-
tere Informationen: www.art-fo-
rum-berlin.de. 

Wer nicht auf eigene Faust die 
Kunstwelt erobern möchte, kann 
auf einem zweistündigen, geführ-
ten Rundgang alles über die Gale-
rien und Hintergründe erfahren.

  Überhaupt kommt man am The-
ma Kunst in diesen Wochen und 
Monaten in Berlin nicht vorbei. 
Einen Tag früher als das Art Fo-
rum Berlin öffnet die Berliner Lis-
te ihre Türen. Knapp 40 Ausstel-
ler, darunter Galerien aus Brüssel, 
Lausanne, Malmö, Oslo, Rotter-
dam, San Francisco und Zürich, 
zeigen in den Klassenräumen ei-
ner ehemaligen Schule aktuelle 
Kunst.             Janne Sachse
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Strattera® 10 mg, 18 mg, 
25 mg, 40 mg, 60 mg Hart-
kapseln. Wirkstoff: Atomoxe-
tinhydrochlorid. Zusammen-
setzung: Jede Kapsel enthält 
10 mg, 18 mg, 25 mg, 40 mg 
oder 60 mg Atomoxetin als Ato-
mo xetinhydrochlorid. Sonstige
Bestandteile: Vorverkleis ter-
te Stärke, Dimeticon, Na trium-
dodecylsulfat, Gelatine, ess bare
schwarze Tinte (enthält Schel-
lack, schwarzes Eisenoxid E172),
Titandioxid E171, gelbes Eisen-
oxid E172 oder Indigocarmin 
E132. Anwendungsgebiete:
Behandlung der Auf merksam-
keitsdefizit-/Hyperaktivitäts-
störung (ADHS) bei Kindern ab 
6 Jahren und bei Jugendlichen als
Teil eines umfassenden Be hand-
lungsprogramms, das ty pischer-
weise psychologische, erziehe-
rische und soziale Maß nahmen
einschließt. Dosierung, Art 
und Dauer der An wen-
dung: Zum Einnehmen. Täg-
liche Gesamtdosis kann als Ein-
zeldosis am Morgen mit oder 
ohne Nahrung eingenommen 
werden. Wenn kein zufrieden-
stellendes klinisches Anspre-
chen, Einnahme von jeweils 
halber Gesamtdosis am Mor-
gen und am späten Nachmittag 
oder frühen Abend möglich. 
Dosierung abhängig vom Kör-
pergewicht: Bezügl. Initial- und 
Erhaltungsdosis siehe Fachin-
formation. Bei Jugendlichen, bei 
denen die Symptomatik ins Er -
wachsenenalter fortbesteht und 
die eindeutig von der Be hand-
lung profitierten, kann es ange-
messen sein, die Be handlung ins 
Erwachsenenalter hinein fortzu-
führen. Behandlungsbeginn im Er-
wachsenenalter ist jedoch nicht 
angemessen. Gegenanzeigen:
Allergie gegen Atomoxetin 
oder einen der sonstigen Be-
standteile. Gleichzeitige Einnah-
me eines MAO-Hemmers; min-
destens 2 Wochen Abstand 
zwischen Atomoxetingabe und 
Gabe eines MAO-Hemmers. 
Engwinkelglaukom. Nebenwir-
kungen: In klinischen Studien
bei Kindern und Jugendlichen
am häufigsten beobachtet: ver-
minderter Appetit, Übelkeit, 
Erbrechen, Bauchschmerzen. 
Außerdem: Erkältung, grippeähn-
liche Beschwerden, frühmor-
gendliches Erwachen, Reizbar-
keit, Stimmungsschwankungen, 
Schwindel, Schläfrigkeit, große 
Pupillen, Verstopfung, Magenbe-
schwerden, Übelkeit, ge schwol-
lene, gerötete und juckende 
Haut, Müdigkeit; gelegentlich 
Herzrasen. Nach Beginn der 
Behandlung kann es zu Ge -
wichtsverlust kommen. Selten 
schwerwiegende allergische Re -
aktionen, sehr selten Leberschä-
digung. In klinischen Studien 
bei Erwachsenen am häufigs-
ten beobachtet: verminderter 
Appetit, Schlafstörungen, Mund-
trockenheit, Übelkeit. Außer-
dem: frühmorgendliches Er wa-
chen, Schwin del, Kopfschmerzen, 
Verstopfung, Bauchschmerzen, 
Verdauungsstörungen, Hitze-
wallungen, Herzklopfen und/
oder Herzrasen, geschwollene, 
gerötete und juckende Haut, 
vermehrtes Schwitzen, Schwie-
rigkeiten beim Wasserlassen, 
sexuelle Funktionsstörungen, 
schmerzhafte oder unregelmä-
ßige Regelblutung, Störungen 
des Sexuallebens, Müdigkeit, 
Muskelsteifheit, Gewichtsver-
lust, Entzündung der Vorste-
herdrüse, gelegentlich kalte 
Finger und Zehen. 
Verschreibungspflichtig.
Pharm. Un ternehmer: Lilly 
Deutschland GmbH, Teich-
weg 3, 35396 Gießen. Stand
der Information: Jan. 2005

www.strattera.de
1 Michelson et al., Am J Psychiatry 
159: 1896 –1901; 2002

2 Kelsey et. al., Pediatrics 114,
e1– 8; 2004

3 Fachinformation Strattera®

Die neuartige Therapie bei ADHS:

Strattera® – 
denn der ganze Tag zählt.

Mit Strattera® können ADHS-Patienten und ihr 
soziales Umfeld in allen Lebensbereichen profi tieren.

Strattera®:
• Hochwirksam auf die ADHS-Kernsymptomatik1

• Kontinuierliche Wirkung – über den ganzen Tag, den 
Abend bis zum nächsten Morgen – bei 1x täglicher Gabe1,2

• Kein BtM3

NEU
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Eneas® 10/20 mg Tabletten. Wirkstoffe: Enalapril und Nitrendipin. Verschreibungspflichtig. Zus.: 1 Tabl. Eneas® 10/20 mg Tabletten enth. 10 mg Enalaprilmaleat und 20 mg Nitrendipin. Sonst. Bestandteile: Natriumhydrogencarbonat, Laktose-
Monohydrat, mikrokristalline Cellulose, Maisstärke, Povidon, Natriumdodecylsulfat, Magnesiumstearat. Anwend.: Essenzielle Hypertonie, bei nicht ausreichender Wirkung von Enalapril oder Nitrendipin alleine. Gegenanz.: Überempfindlich-
keit ggü. Enalapril, Nitrendipin oder sonst. Bestandteilen. Angioneurot. Ödem (anamn./heredit./idiopath.). Hämodyn. Instabilität (Schock, akute Herzinsuff., akutes Koronarsyndrom, akuter Apoplex). Nierenarterienstenose (bds., einseitig bei
Einzelniere). Hämodyn. rel. Aorten-/Mitralklappenstenose bzw. hypertrophe Kardiomyopathie. Schwere Leber- oder Nierenfunktionsstörungen. (Kreat.-Clear. < 10 ml/min.), Hämodialyse. Kinder, Schwangerschaft, Stillzeit. Warnhinw. und Vor-
sichtsmaßnahmen für Anwend.: Bei gleichzeitiger Anwendung von Eneas® 10/20 mg Tabletten und Poly(acrylonitril, natrium-2-methylallylsulfonat)-high-flux-Membranen (z.B. „AN69”), während LDL-Apherese mit Dextransulfat bzw.
Desensibilisierungstherapie gg. Insektengifte lebensbedrohliche anaphylaktoide Reaktionen möglich. Nicht bei erblicher Galaktoseintol., Lapp-Laktasemangel oder Glukose-Galaktose-Malabsorption anwenden. Keine Erfahrungen nach
Nierentransplantation, bei eingeschränkter Leberfunktion. Nebenw.: Hypotonie u./o. Orthostase mit Schwindel, Tachykardie, Palpitationen, Schwächegefühl, Sehstörungen, selten auch Synkope, Arrhythmie, Bradykardie, Vorhofflimmern,
Angina pectoris, Myokardinfarkt, TIA, zerebrovask. Insult, Herzstillstand, Embolie, Lungeninfarkt/-ödem. Flankenschmerz, Nierenfunktionsstörungen (Einzelf.: akutes Nierenversagen). Polyurie/Oligurie, Hämaturie, Proteinurie. Trockener Husten,
Mundtrockenheit, Stomatitis, Glossitis, Pharyngitis, Tracheitis, Bronchitis, Pneumonie. Dyspnoe, Sinusitis, Rhinitis, Bronchialkrämpfe/Asthma. Asthenie, Grippesympt. Periph. Ödeme. Oberbauchbeschw., Verdauungsstörungen, Übelkeit,
Erbrechen, Durchfall, Verstopfung, Appetitverlust, Dyspepsie, Leberfunktionsstörungen mit Anstieg Leberenzyme/Bilirubin, Hepatitis, Leberinsuff., Pankreatitis, Ileus, chol. Ikterus bis hin zur Lebernekrose (mit let. Ausgang). Einzelf.:
Zahnfleischhyperplasie, Gynäkomastie. Hautrötung, Gefäßerweiterung, allerg. Hautreaktionen, Urtikaria, Pruritus, angioneurot. Ödem (mit Beteiligung von Lippen, Gesicht u./o. Extremitäten), schwere Hautreaktionen in Einzelf. (Pemph., Eryth.
Multif., exfol. Dermatitis, Steven-Johnson-Syndrome, tox. epid. Nekrolyse), Psoriasis-ähnl. Veränderungen, Lichtempfindlichk./Diaphorese, Alopezie, Onycholyse, Hypothermie, periphere Ischämie, Verstärkt. Raynaud-Sympt./Hautveränd. kön-
nen mit Fieber, Myalgie, Myositis, Arthralgie/Arthritis, Vaskulitis, Serositis, Eosinoph./Leukozytose, erhöhter BSG u./o. ANA-Titern einhergehen. Kopfschmerzen, Müdigkeit, Benommenheit, Depressionen, Schlafstörungen, Impotenz, periph.
Neuropathie (Parästhesien), Tremor, Gleichgewichtsstörungen, Muskelkrämpfe, Nervosität, Verwirrungszustände. Tinnitus, Dys-/Ageusie, Anosmie, trockene Augen, Tränenfluss. – Abfall von Hb, Hk, Leuko-/Thromb.zahl.; insb. bei eingeschr.
Nierenfunktion, Kollagenosen oder gleichz. Behandlung mit Allopurinol, Procainamid oder Immunsuppr.: Anämie, Thrombozyto-/Neutropenie, (Einzelf. Agranulozytose, Panzytopenie). Anstieg Harnstoff, Kreatinin, Kalium i.S.; Abfall Kalium,
Na. i.S.; Einzelf. Hämolyse/hämolyt. Anämie (auch i.V.m. G6PDH-Mangel). Nähere Info. s. Fach- und Gebrauchsinformation. Stand: 11/2004, Merck Pharma GmbH · Postfach 10 0133 · 64201 Darmstadt.

Eneas®

Therapieziel grüner Bereich. Mit Eneas® erreichen Sie es.
• zuverlässige Wirkung*

• gute Verträglichkeit*

• Einmalgabe
Eneas® – die Fixkombination mit Compliance-Faktor*.
Einfach für Arzt und Patient.

* Perfusion, 2004, Vol. 10, 394

Eneas: Blutdruck im grünen Bereich.

Nitrendipin/Enalapril
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